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I. Sitzungsvortrag:

1. Vorbemerkung

Mit dem "Bundesprogramm Biologische Vielfalt" hat das Bundesumweltministerium im Jahr 2011 
ein Förderprogramm zur Umsetzung der "Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt" aufgelegt. 
Nach den Ausschreibungsunterlagen werden Vorhaben gefördert, denen im Rahmen der "Nationalen 
Strategie zur biologischen Vielfalt" eine gesamtstaatlich repräsentative Bedeutung zukommt oder die 
diese Strategie in besonders beispielhafter und maßstabsetzender Weise umsetzen. Hierfür bietet sich 
modellhaft die Welterbestadt Bamberg an.

Die Biodiversität ist ökologisch, ökonomisch und kulturell in ganz unterschiedlicher Weise entschei-
dend und wertvoll. Nicht nur die Veränderung von Lebensräumen, sondern auch der Verlust von Ar-
ten und die Verarmung der genetischen Vielfalt wirken sich auf die Lebensgrundlagen und Entwick-
lungsmöglichkeiten der Menschen aus.

Das Zentrum Welterbe Bamberg erarbeitet deshalb in ämterübergreifender Abstimmung einen För-
derantrag i.H.v. EUR 1.100.000 mit dem Titel "Bamberger Stadtgrün – Welterbe und biologische 
Vielfalt" für das Bundesprogramm Biologische Vielfalt.

Seit 1993 zählt die Altstadt von Bamberg wegen ihrer Modellhaftigkeit zum UNESCO-Welterbe. Sie 
repräsentiert in einzigartiger Weise die auf frühmittelalterlicher Grundstruktur entwickelte mitteleuro-
päische Stadt. Die Gärtnerstadt, neben Insel- und Bergstadt ein wichtiger Teil des UNESCO-Welterbe 
„Altstadt von Bamberg“, zeichnet sich durch ihre historischen Anbauflächen und die noch immer le-
bendige Gärtnertradition aus. Der innerstädtische Erwerbsgartenbau in Bamberg wurde als Sammel-
begriff sowohl in das Bayerische Landesverzeichnis als auch in das bundesweite Verzeichnis des Im-
materiellen Kulturerbes aufgenommen. Die Fortführung der Bamberger Gärtnertradition ist nicht nur 
maßgeblich für die Erhaltung des Welterbes „Altstadt von Bamberg“ samt der innerstädtischen An-
bauflächen in der Gärtnerstadt, die lokale Gärtnertradition leistet auch einen wertvollen Beitrag zur 
Lebensmittelnachhaltigkeit und zur Agrobiodiversität.
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In der UNESCO zählt Bamberg zudem zum Expertenkreis "Welterbe und Nachhaltigkeit" und erfährt 
in dieser Kapazität besondere Sichtbarkeit (z.B. im Rahmen der UNESCO-Ausstellung bei der EXPO 
2015 in Mailand unter dem Motto "Feeding the Planet, Energy for Life").

2. Ziel

Das Projekt "Bamberger Stadtgrün – Welterbe und biologische Vielfalt" soll am Beispiel der von der 
UNESCO als Welterbe anerkannten Altstadt von Bamberg im Zeitraum von 2019 bis 2022 erarbeiten, 
wie historische Altstädte biologische Vielfalt im Einklang mit kulturellem Erbe fördern können. Hier-
für sollen Kultur und Natur in ihrer Verzahnung und Wechselwirkung wahrgenommen und bewertet 
werden.

3. Projektbeschreibung

Das Projekt „Bamberger Stadtgrün – Welterbe und biologische Vielfalt“ unterliegt dem Schwer-
punktbereich weiterer Maßnahmen von besonderer repräsentativer Bedeutung für die Nationale Stra-
tegie zur biologischen Vielfalt (NBS) des Bundesamts für Naturschutz (BfN). Unter Bezugnahme auf 
das kulturelle Erbe der Stadt sollen Korridore der biologischen Vielfalt entwickelt werden. Das För-
derprogramm hat ein zweistufiges Antragsverfahren.

Städte verfügen über großen Artenreichtum und leisten einen erheblichen Beitrag zum Erhalt der bio-
logischen Vielfalt. Historische Gemäuer besitzen nicht nur einen hohen kulturgeschichtlichen Wert, 
sondern sind auch Lebens- und Rückzugsäume für schützenswerte Tier- und Pflanzenarten. Der 
Schutz urbaner Grünflächen sichert nicht nur die Lebensräume vieler Tier- und Pflanzenarten, son-
dern auch den Lebensraum und die Lebensqualität der städtischen Bevölkerung. Somit ist der Erhalt 
des ökologischen Gleichgewichts und der ökologischen Funktionalität an historischen Mauern beson-
ders relevant für den Naturschutz. Im Sinne der Symbiose von Natur- und Denkmalschutz ist eine na-
turverträgliche Instandhaltung des historischen Mauerwerks erstrebenswert. Aufgrund ihrer Nähe und 
Erreichbarkeit bieten urbane Grünflächen die Möglichkeit die Bürger für naturschutzrelevante The-
men zu sensibilisieren. Die (Nah-)Erholungsräume tragen zur regionalen Wertschätzung bei. Regio-
naltypische Eigenarten der Kulturlandschaft sind zudem eng mit der Geschichte, dem Heimatgefühl 
und der regionalen Identität der Bevölkerung verbunden

Vor dem Hintergrund des Grünbuchs "Grün in der Stadt" und der Veröffentlichung des Bundes für 
Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND): Natur schützt Kultur. Die europäischen Natur-
schutzrichtlinien und ihre Relevanz für Welterbestätten in Deutschland hat das Projekt Leuchtturm-
wirkung und kann über die Netzwerke, in denen Bamberg als UNESCO-Welterbestadt aktiv ist, glo-
bal kommuniziert werden. Mit der Einbeziehung des kulturellen Erbes als Kommunikationsvehikel 
verfolgt es einen neuen und modellhaften Ansatz, dessen Maßnahmen auf andere historische Städte 
übertragbar sind.

Zudem bildet das Projekt ein Dach über bestehende Initiativen wie die Untersuchung "Einfluss der 
Straßenrandpflege auf ausgewählte Insektengruppen" (2019-2020) und die Pflege des urbanen Gar-
tenbaus (seit 2009) und ermöglicht eine systematische Weiterentwicklung.

4. Projektbestandteile

Im Folgenden werden die geplanten Projektbestandteile aufgelistet:

4.1 Flora-Fauna-Habitat-Schutzgebiet Hain
Im Flora-Fauna-Habitat-Schutzgebiet Hain sollen folgende Maßnahmen umgesetzt werden:
4.1.1 Gehölzumschichtung und Habitats-Optimierung im Rahmen der naturschutz-fachlichen und 

gartendenkmalpflegerischen Leitbilder unter besonderer Berücksichtigung der Verbesserung 
der Habitat-Struktur für den im Freistaat Bayern nur noch im Bamberger Hain vorkommen-
den großen Eichenbock: 

Der Bamberger Hain ist Flora-Fauna-Habitat-Schutzgebiet, in der der Große Eichenbock, 
der bayernweit nur noch im Bamberger Stadtpark vorkommt, angesiedelt ist. Die biologische 
Vielfalt soll durch spezifische Artenschutzmaßnahmen erhalten und weiterentwickelt wer-
den.
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4.1.2 Pflanzung von Gehölzen zur Verbesserung der Artenstruktur des Hartholzauenrelikt-Baum-
bestandes:
Der Bamberger Hain ist einer der wenigen Hartholzauenrelikte. Die meisten Hartholzauen 
sind landesweit verschwunden, da diese vielfach gefällt und überbaut wurden. Da durch die 
Hochwasserschutzmaßnahmen (z.B. Hochwassersperrtor Bug, Kanal mit Jahnwehr) die jähr-
liche Überschwemmung des Hain seit geraumer Zeit nicht mehr platzgreift, sind die auf tur-
nusgemäße Überschwemmung angewiesenen Leitarten der Hartholzaue, insbesondere die 
Eichen, die Ulmen und Eschen, durch die nun konkurrenzfähigen Buchen und Ahorne in 
vielen Bereichen zurückgedrängt worden. Um die naturschutzfachlich wichtigen floristi-
schen und faunistischen Potenziale und Habitatswirkungen der Hartholzauengehölzbestände 
zu erhalten und zu fördern, sind deshalb Entnahmen von Ahorn- und Buchenbäume unter-
schiedlicher Altersstufen notwendig. Gleichzeitig werden die Hartholzauebaumarten nachge-
pflanzt. So kann die schleichende und über Jahrzehnte ablaufende Umwandlung der mittler-
weile seltenen Hartholzaue in einen Buchenhochwald verhindert werden.

4.1.3 Gestaltungs-, Abgrenzungs- und Sicherungsmaßnahmen der faunistischen und floristischen 
Habitate als Grundlage für den möglichst langfristigen Erhalt der naturschutzfachlich höchst 
wertvollen Strukturen, bei gleichzeitiger Erfüllung der Verkehrssicherungspflicht:
Grund: Der Bamberger Hain ist u.a. Lebensraum für 46 Brutvogelarten und 13 Fledermaus-
arten. Das Habitat stellt ein sehr komplexes Gefüge dar. Im für Fledermäuse relevanten Um-
feld besteht beispielsweise ein spezifisches Nahrungsangebot. Veränderungen der Umge-
bung, beispielsweise Baumaßnahmen einschließlich der mit ihnen einhergenden Flächenver-
siegelung, wirken sich unmittelbar auf die Habitate aus.

4.1.4 Niederschwellige Wissensvermittlung zum Thema Hain: 

Der Bürgerpark Hain soll in seiner Vielschichtigkeit professionell dargestellt werden. Der 
Informationskanon soll die Bereiche Gartendenkmal, Naturschutz, Botanischer Garten und 
Bürgerpark umfassen und unterschiedliche Altersstufen ansprechen. Dafür ist ein Mix aus 
herkömmlichen Vermittlungsmethoden wie Stelen, Tafeln und Printmedien sowie digitalen 
Formaten vorgesehen. Außerdem werden Bildungs-spaziergänge durch den Hain angeboten. 
Mit diesem Maßnahmenpaket besteht die einzigartige Chance, die Vielschichtigkeit des 
Bamberger Hains modellhaft und umfassend darzustellen sowie das gesellschaftliche Be-
wusstsein für dessen biologische Vielfalt niederschwellig zu vermitteln.

4.2 Biologische Vielfalt im historischen Berggebiet
4.2.1 Analyse und Weiterentwicklung des Parkpflegewerks „Die Terrassengärten von St. Micha-

el“
Bereits im Jahr 1998 wurde zum Schutz des Michaelsberger Gartens, der zu dieser Zeit 
schon ein bedeutender Bestandteil des Bamberger Welterbes darstellte, ein Parkpflegewerk 
erarbeitet, „das eine langfristige Integration von Denkmalschutz und Naturschutz, von Denk-
malpflege und Landschaftspflege sicherstellt und damit auch dem Stadtbild und der Naher-
holung dient.“ Auf den damals erarbeiteten  Grundlagen sollen für das barocke Gartendenk-
mal in Zeiten des Klimawandels und der wachsenden Bedeutung der urbanen Naherholung 
im Welterbe nachhaltige und innovative Entwicklungsmöglichkeiten erarbeitet werden.

4.2.2 Naherholung und Erhalt der biologischen Vielfalt in den historischen Gärten der ehemaligen 
Klosteranlage St. Michael: 
Akzeptanzbildende Maßnahmen sollen dazu beitragen, das gesellschaftliche Bewusstsein für 
die biologische Vielfalt in historischen urbanen Räumen zu stärken. Das vorgesehene Pro-
gramm soll für die erhalten gebliebene Klosterlandschaft im Zuge der Generalsanierung des 
ehemaligen Klosters Impulse zu deren weiteren Schutz und zur nachhaltigen Nutzung der 
vorhandenen biologischen Vielfalt erarbeiten und umsetzen. Im Hinblick auf einen ganzheit-
lichen Ansatz können der Naturraum und das Bauwerk als Einheit betrachtet werden, die 
sich wechselseitig beeinflussen. Die bereits im Parkpflegewerk aufgezeigte schützenswerte 
Pflanzen- und Tierwelt ist für eine naturnahe Projektentwicklung prädestiniert und kann als 
einmaliges Gartendenkmal im ehemaligen Klosterkomplex den Besuchern des Welterbe 
Bambergs vielfältig vermittelt werden.

4.2.3 Villa Remeis und Ottobrunnen; Ökologische Weiterentwicklung der Streuobstwiesen der 
Bamberger Klosterlandschaft am Michaelsberg:
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Der Erhalt dieser noch sichtbaren ehemaligen Klosterlandschaft als prägende Kulturland-
schaft im „Bamberger Berggebiet“ bietet Erholung und Nahversorgung sowie Lebensraum 
für viele Pflanzen- und Tierarten. Der Bereich zwischen historischem Aussichts-Restaurant, 
städtischer Musikschule, Seniorenheim und Klinik St. Getreu ist öffentlich zugänglich und 
bietet viele Möglichkeiten und Herausforderungen der ökologischen Weiterentwicklung. Die 
Pflege des dortigen Baumbestandes beinhaltet die Anpflanzung alter Baumsorten, die An-
siedlung von Insekten und Wildbienen, schonende Instandhaltung von alten Wegen sowie 
die Konzeption einer regionalen Verarbeitung des Streuobstes.

4.2.4 Pflege und nachhaltige Sicherung der Wald- und Wiesenflächen zwischen der Dr. Remeis-
Sternwarte Bamberg und dem Milchweg:
Die um die historische Sternwarte liegenden Wiesen- und Waldflächen dürfen wegen des 
Betriebs der Sternwarte nicht bebaut werden. Es entwickelte sich dadurch seit der Stiftungs-
gründung Ende des 19. Jahrhunderts auf dem ca. 4,5 ha großen Gelände am Stephansberg ei-
ne urtümliche Landschaft, die im Sinne des Erhalts der biologischen Vielfalt großes Potenti-
al bietet. Nach dem Anlegen eines informativen Planeten- und Milchstraßenwegs durch 
Bamberger Gymnasien, Fördergeber und der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-
Nürnberg sollen nun als „irdische“ Weiterführung dieses Projektgedankens die dortigen We-
ge, Wiesen und Waldflächen ebenfalls im Sinne eines nicht nur für Kinder und Jugendliche 
erlebbaren vielfältigen Pflanzen- und Insektenkosmos nachhaltig entwickelt werden.

4.3 Biologische Vielfalt im Bamberger Stadtwald
Die Stadt Bamberg bewirtschaftet mit ihrer städtischen Forstverwaltung den Stadtwald mit rund 350 
Hektar und den Wald der Bürgerspitalstiftung mit rund 980 Hektar in Eigenregie. Während der 
Stadtwald erst im Jahr 1915 vom Freistaat Bayern gekauft wurde, gehen die Ursprünge des bürger-
spitälischen Waldbesitzes zurück bis in das Jahr 1278. Der Stadtwald dient in hohem Maße der Was-
serversorgung der Stadt Bamberg, während der Wald der Bürgerspitalstiftung durch seine jährlichen 
Erträge den Unterhalt des Altenheimes auf dem Michelsberg unterstützt. Im Stadtwald Bamberg und 
den Wäldern der Bürgerspitalstiftung Bamberg stehen Ökonomie und Ökologie im Einklang. Im 
stadtnahen Wald spielen der Naturschutz und die diversen Ökosystemleistungen (Grundwasser-
schutz, Erholung, Klimaschutz, …) eine große Rolle. Die Verbesserung der Biodiversität ist damit 
ein Schwerpunkt der täglichen waldbaulichen Arbeit.

Über 140 Hektar Wald der Bürgerspitalstiftung liegen im Naturschutzgebiet „Tretzendorfer Weiher“. 
Zusammen mit den 15 ha Teichfläche der Bürgerspitalstiftung Bamberg ist es eines der bedeutends-
ten Amphibienvorkommen in Unterfranken. Streng geschützte Arten, wie der Laubfrosch, Biber, 
Kammmolch, sind hier beheimatet. Die „Tretzendorfer Weiher“ stellen zudem kulturhistorisch die 
älteste, dokumentierte Teichzuchtanlage Unterfrankens dar. Die bürgerspitälischen Wälder liegen in-
nerhalb der Buchenwaldzone und stellen vor allem im Bereich des Steigerwaldes eines der größten 
zusammenhängenden Buchenwaldgebiete Bayerns dar. Die verschiedensten Buchenwaldtypen 
(Hainsimsen-Buchenwald, Waldmeister-Buchwald, …) finden sich in ihrer standortsabhängigen, oft 
sehr kleinteilen Verbreitung, in großer Vielzahl in den bürgerspitälischen Wäldern.

4.3.1 Entwicklung und Aufwertung von Feuchtbiotopen:
Neben dem Ziel einer Vermehrung der Amphibienarten und einer Verbesserung der Laich-
plätze sollen Lebensräume gesichert und gefördert sowie Sommer- und Winterquartiere ein-
gerichtet werden. Hierfür müssen die Feuchtbiotope entschlammt, entkrautet und freige-
schnitten werden. Weiterhin steht eine Entsorgung des Baggerguts, die Widerherstellung des 
Planum und eine Biotopgestaltung an.

4.3.2 Umwandlung standortswidriger Nadelholzbestände in klimaangepasste, artenreiche Misch-
bestände:
Mit der Umwandlung standortswidriger Nadelholzbestände in klimaangepasste, artenreiche 
Mischbestände sollen Waldlebensräume in nadelholzdominierten, instabilen Waldbeständen 
gesichert sowie der Mischbaumartenanteil und die genetische Biodiversität der Waldbestän-
de erhöht werden. Weiterhin bedarf es der Verbesserung des Humuszustandes und der Si-
cherung einer standortsgerechten Naturverjüngung. Als Maßnahmen sind der Voranbau kli-
maangepasster Laubhölzer und Tannen durch Pflanzung und Saat, die Nachbesserung von 
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Ausfällen sowie die Jugendpflege vorangebauter Bestände und die Sicherung der Maßnah-
men durch Flächen- und Einzelschutz geplant.

4.3.3 Schutz von Horst- und Höhlenbäumen:
Mit dem Erhalt von Lebens- und Brutstätten in Waldbeständen für Vögel und Säugetiere 
geht die Sicherung der Sekundärnutzung von Höhlenbäumen (Mittelsprecht, Halsband-
schnäpper, Hohltaube, Bilche, Fledermäuse, Baummarder) einher. Hierfür sollen Horst- und 
Höhlenbäume (ca. 5 Stk./ha) markiert und im Rahmen der Pflege und Holzernte (Nutzungs-
verzicht, erhöhter Holzernteaufwand) belassen werden.

4.3.4 Schutz besonders wertvoller Biotopbäume:
Der Erhalt der Biotopbäume als Lebensraum für seltene Pilze, Mollusken und xylobionte 
Käferarten (ca. 5 Stk./ha) soll die Strukturvielfalt von Waldbeständen und Diversifizierung 
von Lebensräumen erhöhen. Hierfür sind eine Markierung der Biotopbäume und das Belas-
sen von „Mulmhöhlen-Bäumen“, lebenden Baumstümpfe, Bäumen mit abgebrochenen Kro-
nen oder Zwieseln, Bäumen mit Pilzbefall, Bäumen mit starkem Epiphytenbewuchs, Methu-
salemen und Bäumen mit Spaltenquartieren, bizarren Bäumen im Rahmen der Pflege/ Hol-
zernte (Nutzungsverzicht, erhöhter Holzernteaufwand) vorgesehen.

4.3.5 Totholzanreicherung:
Um das stehenden und liegenden Totholz als Lebensgrundlage für seltene Pilze, Käfer, 
Moose und Flechten zu erhalten sowie die Wasserspeicherfähigkeit der Waldböden und die 
Nährstoffnachhaltigkeit zu erhöhen, soll ca. 10m3/ha Totholz, soweit dies aus Forstschutz-
gründen möglich ist, belassen werden. Weiterhin soll auf Kronenaufarbeitung (<10cm) ver-
zichtet werden.

4.3.6 Anlage und Sicherung wertvoller Biotope/Waldränder/Waldlebensräume:
Ziel ist der Erhalt der natürlichen Ausprägung der Buchenwaldgesellschaften (Luzulo Fage-
tum, Galio oderati Fagetum, …) und die Sicherung ihrer genetischen Ressourcen. Neben der 
Begrünung und Pflege von Waldrändern (Erhöhung der Strukturvielfalt und Lebensraumer-
weiterung für holzbewohnende und blattfressende Insekten, sowie lichtbedürftige Vogel- 
und Pflanzenarten, Vernetzung von Offenland und Waldlebensräumen) stehen die Sicherung 
und Aufwertung vorhandener, kleinstandörtlicher Waldbiotope und Sukzessionsflächen so-
wie die Sicherung und Pflege von Fließ- und Sickerquellen an. Hierfür wird eine Bewirt-
schaftung der Waldbestände entsprechend der vorherrschenden pnV (potentiellen natürli-
chen Vegetation) und der Entwicklung fehlbestockter Waldbestände in Richtung der pnV 
angestrebt. Weiterhin sollen anerkannte Erntebestände nach FoVG und Einsatz des Saatgu-
tes im Forstbetrieb gepflegt werden sowie Licht- und Pionierbaumarten in Waldbeständen 
im Rahmen von Durchforstungen gefördert werden. Hinzu kommen die Anlage und Pflege 
von Waldaußenrändern (fruktifizierende Baum- und Straucharten, Wildobst) und der He-
ckenschnitt sowie die Förderung gut besonnter Waldinnenränder als Wanderkorridore und 
Jahreslebensraum. Kronenmaterial aus Quellbereichen soll entfernt und so die Durchgängig-
keit von Quellbächen gesichert werden.

4.3.7 Förderung und Schutz seltener Waldarten (Orchideen, Wildkatze, Schwarzstorch, Schwarz-
specht, Uhu, Kolkrabe):
Hier sind die Erhöhung des Anteils seltener Baumarten (Speierling, Elsbeere, Schwarznuss, 
Esskastanie, …), gezielte Maßnahmen zur Förderung seltener, waldlebender Tier- und Pflan-
zenarten sowie eine Begrenzung invasiver Arten geplant. Hierfür sind eine standortsange-
passte Pflanzung und der Schutz (Einzel/Flächenschutz) lichtbedürftiger, seltener Baumarten 
nötig. Weiterhin sollen Offenlandflächen innerhalb des Waldes (Wildwiesen, Sukzessions-
flächen, vernässte Standorte und Trockenstandorte) zum Schutz der hier vorkommenden Ar-
ten gepflegt werden und Maßnahmen zur Entfernung invasiver Neophyten (Traubenkirche, 
Riesen Bärenklau, …) und Neozoen vorgenommen werden. 

4.4 Bamberger Gärtnerkultur
4.4.1 Umsetzung des Artenschutzkonzepts im Rahmen der Neugestaltung des Bamberger Haupt-

friedhofs:
Friedhöfe bieten einen wichtigen Lebensraum für zahlreiche Tier- und Pflanzenarten und 
übernehmen gerade in Städten eine wichtige Funktion für die Erhaltung der Biodiversität. 
Vor diesem Hintergrund sollen Sanierungs- und Neugestaltungs-maßnahmen im Hauptfried-
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hof Bamberg durchgeführt werden, die insbesondere die Lebensbedingungen der wildleben-
den Pflanzen und Tiere in diesem Stadtraum verbessern. Vor dem Hintergrund der „Bamber-
ger Strategie für Biologische Vielfalt“ ist die Umsetzung eines Artenschutzkonzepts für den 
Bamberger Hauptfriedhofs ein wichtiger Baustein. Das Leitziel im Umgang mit histori-
schem Mauerwerks sollte die Erhaltung in seiner historischen und ökologischen Qualität 
sein.

4.4.2 Gartenpädagogik unter Berücksichtigung heimischer Sorten: 
In Kooperation mit einem in Umweltbildung zertifizierten Gartenpädagogen sollen mit Kin-
dern und Jugendlichen heimische Sorten wie Bamberger Knoblauch, Bamberger Süßholz 
oder Bamberger Wirsing angebaut werden. Diese Maßnahme dient der nachhaltigen Um-
weltbildung an ausgewählten Schulen in der Stadt Bamberg für den Zeitraum von über vier 
Kalenderjahren. Zielgruppen sind Schüler und Schülerinnen der Jahrgangsstufen 2 bis 8 von 
Grund- und Mittelschulen und deren Lehrende. Im Kontext einer Bildung für nachhaltige 
Entwicklung (BNE) soll mit dem Gempüseanbau der Nachhaltigkeitsgedanke in den 
Schulalltag integriert werden. Die vier Lernbereiche Ökologie (Biodiversität/Ökosystem-Di-
versität), Ökonomie (Saisonales und regionales Handeln), Soziales (Kommunikation, Ko-
operationsfähigkeit und Verantwortungsübernahme) und Kultur (Vermittlung von traditio-
nellem Wissen durch Saat- und Pflanzgut aus der Region) fördern zentrale kognitive, affekti-
ve und psychomotorische Ziele. Die Gärten sollen je nach Voraussetzungen des Schulumfel-
des unterschiedliche Gestaltungsräume umfassen: Naturraum (z.B. Streuobstwiese), Hand-
lungsraum: (Flächen, auf denen Schüler selbstständig tätig werden können, z.B. Gewächs-
haus), Sinnesraum (z.B. Duft- und Tastgarten), Ruhe- und Kommunikationsraum (z.B. Bän-
ke, grünes Klassenzimmer). Nach der Vorbereitungsphase (Auswahl der Schulen und 
Schülergruppen) werden die Projekt- und Lerninhalte sowie die dafür benötigten Unter-
richtsstunden festgesetzt.

4.4.3 Förderung der Agrobiodiversität in Kooperation mit der Bamberger Gärtnerschaft über Test-
felder, Verarbeitungsversuche, etc. mit alten Sorten:
Es sollen urbane Testfelder mit seltenen Sorten unter Verzicht auf Pflanzenschutz- und Dün-
gemittel angelegt werden. Der endemische Bamberger Knoblauch soll als Sorte erhalten und 
als gut vermarktungsfähiges Premiumprodukt der „gehobenen Küche“ außerhalb des Mas-
senmarktes positioniert werden. Dabei sollen besondere Veredlungsverfahren, wie Räuche-
rung und Fermentation, die Wertigkeit des Produktes weiter erhöhen und dem Gärtner zu-
sätzliche Diversifikations- und Wertschöpfungsmöglichkeiten bieten. Basis für eine erfolg-
reiche Vermarktung sind die Organisation ausreichender Produktionskapazitäten, die Ver-
mehrung gesunden Saatgutes und die Öffentlichkeitsarbeit. Um die Alleinstellung auch zu-
künftig zu garantieren, soll der Bamberger Knoblauch rechtlich geschützt werden. Mittelbar 
sollen die genannten Maßnahmen auch dazu führen, dass die für das UNESCO Welterbe 
Bamberg unabdingbaren Gärtnerflächen in der Gärtnerstadt erhalten und auch in Zukunft 
rentabel bewirtschaftet werden können. Denn gesellschaftliche Ernährungsmuster nehmen 
Einfluss auf die Entwicklung der globalen Fauna.

4.4.4 Einrichtung von Bienenwiesen in der Gärtnerstadt:
Zur Verbesserung der Blütenvielfalt in der Stadt sollen Blumen ausgesät und Freiflächen als 
Lebensraum für Biene, Hummel und Schmetterling naturnah gestaltet werden.

4.4.5 Einrichtung von Insektenhotels und Bienenstöcken:
Zur Stärkung der Biodiversität sollen Insektenhotels und Bienenstöcke im Stadtgebiet einge-
richtet werden.

5. Projektstruktur

Die einzelnen Projektkomponenten sollen durch das in der Stadtverwaltung Bamberg angesiedelte 
Zentrum Welterbe koordiniert und in der Zusammenarbeit zwischen der Stadtverwaltung und von 
der Stadt verwalteten Stiftungen mit externen Partnern wie Kindergärten, Schulen, Gärtnern und 
staatlichen Stellen umgesetzt werden. Die involvierten Ämter würden die umgesetzten Maßnahmen 
nach ihren Möglichkeiten nach dem Auslaufen des Projeks fortführen. Die Projektumsetzung setzt 
somit eine gute innerstädtische Zusammenarbeit voraus, bei der Baureferat, Umweltamt, Garten- und 
Friedhofsamt, Amt für Bildung, Schulen und Sport sowie das Stiftungsmanagement stark involviert 
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sind. Im Rahmen der Bewusstseinsbildungskampagne werden Kindergärten und Schulen eingebun-
den. Für die Entwicklung des Korridors in der Gärtnerstadt ist aufgrund der Besitzverhältnisse und 
des vorhandenen Fachwissens die Einbindung der Gärtnerschaft unerlässliche Voraussetzung.

Ein Großteil der Flächen, die für die Entwicklung der Korridore vorgesehen ist, befindet sich in Be-
sitz der Stadt. Der geltende Flächennutzungsplan ist der Projektumsetzung zuträglich. Das Projektge-
biet entspricht dem Stadtdenkmal Bamberg, das eine Größe von 469 ha besitzt zuzüglich der Klos-
terlandschaft, die ca. 420 ha umfasst.

Ein Projektsteuerer mit Fachhintergrund Umweltwissenschaften / Biodiversität soll das Projekt koor-
dinieren. Bestandteile des Projektes sind ein übergreifendes Kommunikationskonzept sowie eine 
fachliche Evaluierung.

6. Projektdauer

Die Projektdauer ist für den Zeitraum 2019 bis 2022 angesetzt. Die wichtigsten inhaltlichen Arbeits-
schritte des Projekts sollen in folgendem zeitlichen Rahmen durchgeführt werden: 

2019 Planung der Maßnahmen; Information der Öffentlichkeit

2019-2021 Umsetzung der Maßnahmen und Fortführung der Kommunikationsmaßnahmen

2022 Evaluation des Projekts

7. Information und Öffentlichkeitsarbeit

Durch entsprechende Öffentlichkeitsarbeit, die Bezugnahme auf Bambergs kulturelles Erbe sowie die 
Zusammenarbeit mit Schulen und Kindergärten soll ein weites Spektrum der Bamberger Bürgerschaft 
angesprochen werden. Das Projekt und seine Ergebnisse sollen über Webseite, Broschüren, soziale 
Medien, einem PopUp-Infozentrum und einer Medienkampagne öffentlich kommuniziert werden.

Die Biodiversität und die mit ihr einhergehenden, vielfältigen Phänomene, ihre Ursachen und ihre 
Vernetzungen werden im Bewusstsein der Bevölkerung verankert. Weiterhin werden die Bedeutung 
der biologischen Vielfalt in der Stadt, der Sicherung der Artenvielfalt und des Schutzes der Vielfalt 
von Lebensräumen betont.

8. Langfristige Wirkung 

Die integrierten Artenhilfsmaßnahmen verbessern den Erhaltungszustand seltener Arten im histori-
schen Umfeld. Die Informationsoffensive soll das Verständnis und die Akzeptanz der Stadtbevölke-
rung für wildlebende Arten in der Stadt fördern, insbesondere auch in der Altstadt. Potenziell arten-
reiche historische Landschaftsstrukturen sollen erhalten und entwickelt werden
Die Entwicklung der Biologischen Vielfalt in der Stadt ist eine Daueraufgabe, zu der sich die Stadt 
Bamberg mit Beschluss des Stadtentwicklungssenat vom 10.03.2010 bekannt hat (sie ist Mitglied im 
Bündnis Kommunen für biologische Vielfalt). Eine Bundesförderung kann den strategischen Zielen 
der Bamberger Strategie für biologische Vielfalt enorme Schubkraft geben (durch Mittel- und Perso-
nalbereitstellung). Initiierte Maßnahmen und Projekte sollen mit Mitteln des Freistaates und städti-
schen Mitteln (und möglicherweise weiteren Bundesmitteln) im Rahmen der Möglichkeiten fortge-
setzt werden.

II. Beschlussvorschlag:

Die Verwaltung wird beauftragt, den Förderantrag mit dem Titel "Bamberger Stadtgrün – Welterbe 
und biologische Vielfalt" für das Bundesprogramm Biologische Vielfalt zu stellen. 

III. Finanzielle Auswirkungen:

TOP 2



Vorlage VO/2019/2190-ZWB der Stadt Bamberg Seite: 8/8

Der unter II. empfohlene Beschlussantrag verursacht 

1. keine Kosten 
X 2. Kosten in Höhe von EUR 1.100.000 für die Deckung im laufenden Haushaltsjahr bzw. im 

geltenden Finanzplan gegeben. Unter der Voraussetzung, dass das Projekt unter den 
Schwerpunktbereich weiterer Maßnahmen von besonderer repräsentativer Bedeutung für 
die Nationale Strategie zur biologischen Vielfalt (NBS) des Bundesamts für Naturschutz 
(BfN) fällt, muss die Verwaltung zur Implementierung des Projektes keinen Eigenanteil 
aufbringen.

3. Kosten in Höhe von  für die keine Deckung im Haushalt gegeben ist. Im Rahmen der vom 
Antrag stellenden Amt/Referat zu bewirtschaftenden Mittel wird folgender Deckungsvor-
schlag gemacht: 

4. Kosten in künftigen Haushaltsjahren:  Personalkosten:  Sachkosten: 

Falls Alternative 3. und/oder 4. vorliegt:

In das Finanzreferat zur Stellungnahme.

Stellungnahme des Finanzreferates:

Anlage/n:
Ansichten
Finanzierungsplan

Verteiler:
Referat 1
Referat 2 / 20
Referat 3
Referat 4
Amt 23
Amt 26
Amt 38
Amt 45
Amt 47
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Sitzungsvorlage

Federführend:
31 Straßenverkehrsamt

Beteiligt:

Vorlage- Nr:

Status:

Aktenzeichen:
Datum:
Referent:

VO/2019/2328-31

öffentlich

03.04.2019
Haupt Ralf

Vollzug des Personenbeförderungsgesetzes
hier: Änderung der Verordnung der Stadt Bamberg über Beförderungsent-
gelte und Beförderungsbedingungen über den Verkehr mit Taxis in der 
Stadt Bamberg (Taxitarifverordnung)
Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

07.05.2019 Umweltsenat Empfehlung
29.05.2019 Stadtrat der Stadt Bamberg Entscheidung

I. Sitzungsvortrag:

Mit Schreiben vom 06.11.2018 stellte die Bamberger Taxigenossenschaft eG. Antrag auf Genehmigung 
der Erhöhung des Wartezeitpreises nach § 3 Abs. 3 der Taxitarifverordnung der Stadt Bamberg von der-
zeit 30,00 € auf 36,00 €. Die letzte Änderung der Taxitarifverordnung erfolgte zum 01. Juli 2017 (Taxita-
rifverordnung vom 12. Juni 2017).

In einem persönlichen Gespräch mit Vertreterinnen des Straßenverkehrsamtes am 07.02.2019 trug Herr 
Fiegl von der Bamberger Taxigenossenschaft eG. vor, dass sich die Erhöhung zum einen auf die Warte-
zeit während der Fahrt (fahrtbedingt durch Stauungen) oder als reine Wartezeit zwischen der Fahrt aus-
wirken werde. Er sei der Meinung, dass der bisherige Tarif keine Kostendeckung darstelle und dem Ver-
gleich mit den Kosten der Anfahrt für Handwerksbetriebe in keinem Fall standhalten würde. Insbesondere 
die Lohnkosten seien nicht adäquat berücksichtigt.

Er konnte jedoch davon überzeugt werden, dass die geplante Steigerung des Wartezeitpreises im bayern-
weiten Vergleich sehr hoch sei. Daher stellte er mit Schreiben vom 08.02.2019 den Antrag erneut mit der 
Bitte um Genehmigung einer Erhöhung des Wartezeitpreises auf 34,00 € (Anlage 1).

Eine Änderung der Taxitarifverordnung des Landkreises Bamberg wurde von Seiten der Taxigenossen-
schaft Bamberg nicht veranlasst. Der Pflichtfahrbereich im Sinne von §§ 22, 47 Abs. 4 des Personenbe-
förderungsgesetzes (PBefG) umfasst gem. § 1 Abs. 2 der Taxitarifverordnung der Stadt Bamberg das 
Gebiet der Stadt Bamberg und des Landkreises Bamberg. Rechtliche Bedenken stehen dem nicht entge-
gen.

Im Rahmen des vorgeschriebenen Anhörverfahrens nach § 51 Abs. 1 des Personenbeförderungsgesetzes 
(PBefG) haben die Industrie- und Handelskammer für Oberfranken, der Taxiverband Franken e.V., die 
Regierung von Oberfranken/Gewerbeaufsichtsamt Coburg, das Landratsamt Bamberg sowie die Behin-
dertenbeauftragte der Stadt Bamberg, Frau Orf, keine Einwendungen erhoben.
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Das Bayerische Landesamt für Maß und Gewicht stimmte der Erhöhung ebenfalls zu (Anlage 2). Es wur-
de darauf hingewiesen, dass mit der Änderung des Wartezeitpreises von 30,00 € auf 34,00 € auch die 
Zeit, welche dem Fortschaltbetrag entspricht, von derzeit 24,0 auf 21,2 s geändert werden müsse.

Auch der Landesverband Bayerischer Taxi- und Mietwagenunternehmen e. V. stimmte der Erhöhung zu 
(Anlage 3). Folgende Gründe wurden mitgeteilt:
Ab Kalenderjahr 2020 ergibt sich eine Erhöhung des Mindestlohnes seit Einführung um 10 %. Löhne und 
Gehälter stellen wesentliche Kostenfaktoren im Verkehr mit Taxis dar und müssen auch in Leerlaufzeiten 
bezahlt werden, wie Bereithaltung am Taxistand.

Aufgrund der unterschiedlichen Verfahrensweisen können die Vergleichswerte der umliegenden Land-
kreise weder für noch gegen die beantragte Anpassung als Argument dienen.

Grundsätzlich wird ein nutzerabhängiges Entgelt befürwortet. Der Wartezeitpreis gilt nicht nur für ver-
kehrsbedingtes Halten gemäß den Vorschriften, sondern insbesondere auch für Zeiten, in denen das Taxi 
vor oder während einer Beförderung auf den Fahrgast warten soll.

Im Durchschnitt wird die Wartezeit etwa 10 % bis maximal 20 % der Gesamtbeförderungskosten betra-
gen. Unter diesem Blickwinkel stellt die beantragte Erhöhung des Wartezeitpreises um 13,3 % eine Erhö-
hung der Fahrtkosten um durchschnittlich 1,5 % bis 2,5 % dar.

Aus Sicht des Straßenverkehrsamtes/Verkehrsbehörde stehen der beantragten Erhöhung des Wartezeit-
preises keine Bedenken entgegen.

II. Beschlussvorschlag:

1. Der Bericht der Verwaltung hat zur Kenntnis gedient.

2. Dem Stadtrat wird empfohlen, folgende Verordnung zu beschließen:

Verordnung
zur Änderung der Verordnung

der Stadt Bamberg über Beförderungsentgelte und Beförderungsbedingun-
gen über den Verkehr mit Taxis in der Stadt Bamberg

(Taxitarifverordnung) vom 12. Juni 2017
(Rathaus Journal - Amtsblatt der Stadt Bamberg – vom 30.06.2017 Nr. 14)

vom

Die Stadt Bamberg erlässt aufgrund § 51 Abs. 1 Satz 1 des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 8. August 1990 (BGBl. I S. 1690), das zuletzt durch Artikel 2 
Absatz 14 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808) geändert worden ist, in Verbindung mit 
§ 10 Nr. 1 der Delegationsverordnung (DelV) vom 28. Januar 2014 (GVBl. S. 22, BayRS 103-2-V), 
die zuletzt durch § 2 der Verordnung vom 2. Oktober 2018 (GVBl. S. 745) geändert worden ist, fol-
gende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung der Stadt Bamberg über Beförderungsentgelte und Beförderungsbedingungen über den 
Verkehr mit Taxis in der Stadt Bamberg (Taxitarifverordnung) vom 12. Juni 2017 (Rathaus Journal - 
Amtsblatt der Stadt Bamberg – vom 30.06.2017 Nr. 14) wird wie folgt geändert:

§ 3 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Der Zeitpreis (Wartezeitpreis) beträgt pro Stunde 34,00 € (0,20 € je 21,2 s).“

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2019 in Kraft.
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III. Finanzielle Auswirkungen:

Der unter II. empfohlene Beschlussantrag verursacht 

X 1. keine Kosten 
2. Kosten in Höhe von  für die Deckung im laufenden Haushaltsjahr bzw. im geltenden Fi-

nanzplan  gegeben ist 
3. Kosten in Höhe von  für die keine Deckung im Haushalt gegeben ist. Im Rahmen der vom 

Antrag stellenden Amt/Referat zu bewirtschaftenden Mittel wird folgender Deckungsvor-
schlag gemacht: 

4. Kosten in künftigen Haushaltsjahren:  Personalkosten:  Sachkosten: 

Falls Alternative 3. und/oder 4. vorliegt:

In das Finanzreferat zur Stellungnahme.

Stellungnahme des Finanzreferates:

Anlage/n:

Anlage 1 – Antrag auf Taxitariferhöhung
Anlage 2 – Stellungnahme des Bayer. Landesamtes für Maß und Gewicht
Anlage 3 – Stellungnahme des Landesverbandes Bayer. Taxi- und Mietwagenunternehmen e.V. 

Verteiler:

Referat 1
Referat 5
Amt 31
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Sitzungsvorlage

Federführend:
31 Straßenverkehrsamt

Beteiligt:
61 Stadtplanungsamt
65 Entsorgungs- und Baubetrieb

Vorlage- Nr:

Status:

Aktenzeichen:
Datum:
Referent:

VO/2019/2353-31

öffentlich

18.04.2019
Haupt Ralf

Sachstandsbericht Annastraße/Starkenfeldstraße
Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

07.05.2019 Umweltsenat Kenntnisnahme

I. Sitzungsvortrag:

In der Sitzung des Umweltsenats am 14.11.2017 wurde von der Verwaltung zugesagt, dass ein Jahr nach 
Anbringung der flexiblen kleinen Baken in der Annastraße erneut ein Sachstandsbericht erfolgt. Dies ist 
mit dem vorliegenden Sitzungsvortrag geschehen.

Die Anbringung der Baken erfolgte im April 2018.
Danach gab es nach Auskunft der Polizei im Jahr 2018 einen Unfall.
Ein Pkw-Fahrer übersah beim Linksabbiegen von der Annastraße in die Starkenfeldstraße die Vorfahrt 
eines auf dem Radweg der Starkenfeldstraße stadteinwärts kommenden Radfahrers.

Im bisherigen Verlauf des Jahres 2019 sind bei der Polizei zwei Unfälle registriert, wobei bei einem wie-
der ein Radfahrer beteiligt war.
Auch hier kam es in der Einmündung zum Zusammenstoß zwischen einem rechts abbiegenden Pkw aus 
der Annastraße und einem auf der Starkenfeldstraße stadteinwärts fahrendem Rad.
Bei beiden Unfällen wurden die Radfahrer leicht verletzt.

Der zweite Unfall dieses Jahres (Sachschaden) fand zwischen einem linksabbiegenden Pkw aus der Anna-
straße und einem auf der Starkenfeldstraße stadtauswärts fahrenden Pkw statt.

Innerhalb eines Jahres seit Anbringung der kleinen Baken auf der Sperrfläche sind in Summe drei Unfälle 
passiert, zwei davon mit Radbeteiligung. Die weitere Entwicklung bleibt abzuwarten. Polizei und Stra-
ßenverkehrsamt stehen hier im Austausch.

Mit weiteren kostengünstigen Maßnahmen (Markierung/Beschilderung) ist jedoch an der Annastraße 
keine Verbesserung mehr zu erreichen. Nach Ansicht der Verkehrsfachämter sowie der Polizei könnte an 
der Einmündung Annastraße die Situation für den Radverkehr nur noch mit baulichen Maßnahmen ver-
bessert werden.

Entsprechende Überlegungen (zum Beispiel Lichtsignalanlage/Kreisverkehr) werden derzeit angestellt.
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II. Beschlussvorschlag:

Der Bericht der Verwaltung hat zur Kenntnis gedient.

III. Finanzielle Auswirkungen:

Der unter II. empfohlene Beschlussantrag verursacht 

x 1. keine Kosten 
2. Kosten in Höhe von  für die Deckung im laufenden Haushaltsjahr bzw. im geltenden Fi-

nanzplan  gegeben ist 
3. Kosten in Höhe von  für die keine Deckung im Haushalt gegeben ist. Im Rahmen der vom 

Antrag stellenden Amt/Referat zu bewirtschaftenden Mittel wird folgender Deckungsvor-
schlag gemacht: 

4. Kosten in künftigen Haushaltsjahren:  Personalkosten:  Sachkosten: 

Falls Alternative 3. und/oder 4. vorliegt:

In das Finanzreferat zur Stellungnahme.

Stellungnahme des Finanzreferates:

Anlage/n:

Verteiler:

Amt 61
Amt 65
Referat 5
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Sitzungsvorlage

Federführend:
38 Amt für Umwelt-, Brand- und Katastrophen-
schutz

Beteiligt:

Vorlage- Nr:

Status:

Aktenzeichen:
Datum:
Referent:

VO/2019/2338-38

öffentlich

18.04.2019
Haupt Ralf

Blühoffensive
Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

07.05.2019 Umweltsenat Kenntnisnahme

I. Sitzungsvortrag:

Im Sinne der Nachhaltigkeit und des Umweltschutzes ist es seit vielen Jahren das Ziel der Verwaltung, die 
Biodiversität zu fördern, beispielsweise durch das Anlegen oder die Bewahrung von Blumenwiesen oder 
 –streifen. Hierzu gibt es inzwischen auch drei Anträge von Stadtratsfraktionen (SPD, BA, GAL), die diesem 
Sitzungsvortrag beigefügt sind.

Die Verwaltung berichtet zum Stand der Umsetzung von Blühoffensiven:

Der Erhalt und die Förderung der Artenvielfalt ist eine ureigene Aufgabe des staatlichen Naturschutzes. Na-
tur- und Artenschutz sowie Landschaftspflege sind seit Jahrzehnten gesetzlich festgeschriebene Aufgaben 
der Kommunen. Zu ihrer Umsetzung sind in den Städten und Landkreisen im Freistaat Bayern seit den 90er 
Jahren hauptamtliche Fachkräfte eingesetzt. Sie sind im staatlich übertragenen Aufgabenbereich tätig (Voll-
zug des Bundesnaturschutzgesetzes und des  Bayerischen Naturschutzgesetzes). Ihre Aufgaben sind bayern-
weit einheitlich definiert. Insofern ist der amtliche Naturschutz, der bei der Stadt Bamberg im Umweltamt 
angesiedelt ist, in erster Linie eine Rechtsvollzugsbehörde.
Über diese rechtlich festgesetzten Aufgaben hinaus erstrebt das Umweltamt, im Rahmen der personellen und 
haushaltstechnischen Möglichkeiten, freiwillige Leistungen zu erbringen und zusätzliche Projekte zu starten, 
um die Artenvielfalt im Stadtgebiet zu erhalten und zu fördern. Dabei wurden überregional anerkannte Erfol-
ge wie die SandAchsenprojekte, der Stadtökologische Lehrpfad oder der Entwurf einer Kommunalen Biodi-
versitätsstrategie erzielt.
Wie die wachsenden Roten Listen gefährdeter Arten zeigen, ist ein solches zusätzliches Engagement auch 
dringend notwendig, nicht nur im ländlichen Raum, sondern auch in den Städten. Das derzeit medial zum 
Hauptthema gemachte Arten-/Insektensterben ist den Naturschutzverbänden, den Ökologen und auch dem 
amtlichen Naturschutz schon seit Jahrzehnten bekannt, hatte aber bisher wenig Resonanz in der Gesellschaft 
gefunden. Das ändert sich derzeit. Klimaanpassung und Schutz der Biodiversität werden immer dringlicher.
Aus diesem Grund hat das Umweltamt auf Beschluss des damaligen Stadtentwicklungssenates (18.5.2011) in 
den Jahren 2011-2013 auf der Grundlage einer Masterarbeit (!) eine eigene Bamberger Strategie für Biologi-
sche Vielfalt entwickelt - für eine Stadt ihrer Größenordnung eine Ausnahme. Diese Strategie wurde vom 
Umweltsenat in seiner Sitzung vom 08.07.2014 beschlossen.  Damit wurde ein Grundstein für eine prozess-
artige Weiterentwicklung und ökologische Aufwertung der städtischen Freiflächen gelegt. Eines der 16 stra-
tegischen Ziele lautet: Ökologisches Grünflächenmanagement - möglichst auf gesamter Fläche. 
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Auf städtischen Grünflächen wurde vom Gartenamt in Kooperation mit dem Umweltamt als Untere Natur-
schutzbehörde die Pflege sukzessive zurückgefahren (Straßenränder, ERBA-Park, Hauptfriedhof, Schulhö-
fe). Im Zwischenbericht zur Umsetzung der Biodiversitätsstrategie, der 2017 dem Umweltsenat vorgelegt 
wurde (Sitzung vom 07.03.2017), sind die Maßnahmen bis dahin im Detail aufgeführt (siehe Anlage 4). Es 
ist mit dem Gartenamt vereinbart, dass dieser Prozess weitergeführt wird.

Des weiteren gilt es festzuhalten, dass das Gartenamt schon seit Jahren naturnahe Pflegekonzepte abspricht 
und insbesondere im Rahmen der Umsetzung der Biodiversitätsstrategie der Stadt Bamberg einen stetig 
wachsenden Teil der städtischen Grünflächen naturnah pflegt. Üblicherweise wurden und werden bei diesem 
Absprachen Rasenflächen in ein- bis zweischürige Wiesenflächen umgewandelt. Dabei handelt es sich um 
Straßenränder, Wiesenflächen, naturnahe Säume in Grünanlagen, Randstreifen und Böschungen sowie um 
Biotopflächen, die über die gesamte Stadt verteilt, sei es im Berggebiet oder entlang des Kanals bis nach 
Bamberg-Ost, aber auch von Nord nach Süd vom Flugplatz bis zum Hain etabliert werden konnten.

Es ist vorgesehen im Zuge der Biodiversitätsstrategie in diesem Jahr die Grünflächen an der Bienenwabe im 
ERBA-Park, im Hain den Bereich des ehemaligen Haincafes, die Grünflächen am Geschwister-Scholl- Ring 
und am Jacobus-von-Hauck-Platz, sowie an der Wassermannstraße, in Wiesenflächen umzuwandeln. An 
diesen Stellen soll darüber hinaus ein Informationsschild (Bild siehe Anlage 5) aufgestellt werden, das der 
Bürgerschaft die Potenziale der neuen Wiesenflächen erläutert.
Neben den o.g. Bereichen sind weitere Grünflächen im Bereich der Bamberger Straße, des Höfner Weges, 
am Buger Berg, an der Graf-Arnold-Straße sowie an der Lobenhoffer Straße, an der Artur-Landgraf-Straße, 
an der Panzerleite sowie an der Breslauerstraße für die Umwandlung in Wiesenflächen vorgesehen.
Weiterhin werden auch 2019 wieder im Hauptfriedhof – wie schon in der Vergangenheit in Zusammenarbeit 
zwischen Umwelt- und Friedhofsamt praktiziert – weitere faunistisch wie floristisch wirksame Habitatsstruk-
turen und Wiesenflächen angelegt.
Zusammenfassend wird deutlich, dass die Verwaltung, beginnend mit dem preisgekrönten Sandachsenpro-
jekt und seit 2011 im Rahmen der Biodiversitätsstrategie die darin aufgezeigten Ziele und damit den Erhalt 
und die Förderung einer vielfältigen Stadtlandschaft als Lebensraum für Menschen, Tiere und Pflanzen ernst 
nimmt.

II. Beschlussvorschlag:

1. Der Bericht der Verwaltung hat zur Kenntnis gedient.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, regelmäßig über die Entwicklung der Blühoffensive zu berichten.

3. Die Anträge der SPD-Stadtratsfraktion vom 21.02.2019, der BA-Stadtratsfraktion vom 22.02.2019 
und der GAL-Stadtratsfraktion vom 25.02.2019 sind hiermit geschäftsordnungsgemäß behandelt.

III. Finanzielle Auswirkungen:

Der unter II. empfohlene Beschlussantrag verursacht 

1. keine Kosten 
X 2. Kosten für die Deckung im laufenden Haushaltsjahr bzw. im geltenden Finanzplan  gege-

ben ist 
3. Kosten in Höhe von  für die keine Deckung im Haushalt gegeben ist. Im Rahmen der vom 

Antrag stellenden Amt/Referat zu bewirtschaftenden Mittel wird folgender Deckungsvor-
schlag gemacht: 

4. Kosten in künftigen Haushaltsjahren:  Personalkosten:  Sachkosten: 

Falls Alternative 3. und/oder 4. vorliegt:
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In das Finanzreferat zur Stellungnahme.

Stellungnahme des Finanzreferates:

Anlage/n:

1) Antrag der SPD-Stadtratsfraktion vom 21.02.2019
2) Antrag der BA-Stadtratsfraktion vom 22.02.2019
3) Antrag der GAL-Stadtratsfraktion vom 25.02.2019
4) Bamberger Strategie für Biologische Vielfalt - Zwischenbericht 2014 bis 2016
5) Bild vom Informationsschild
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Verteiler:

Referat 4 zur Kenntnis und zum Verbleib
Amt 47 (Beschlüsse, 2fach)
Referat 5 zur Kenntnis und zum Verbleib
Amt 38 (Beschlüsse, 2fach)
Referat 2 zur Kenntnis und zum Verbleib
Amt 20/200 zum haushaltsrechtlichen Vollzug
Amt 23 zur Kenntnis und zum Verbleib
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Sitzungsvorlage

Federführend:
38 Amt für Umwelt-, Brand- und Katastrophen-
schutz

Beteiligt:

Vorlage- Nr:

Status:

Aktenzeichen:
Datum:
Referent:

VO/2019/2340-38

öffentlich

18.04.2019
Haupt Ralf

Umsetzung der Abfallwirtschaftssatzung bei Veranstaltungen 
Ohne-Müll-Preis
Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

07.05.2019 Umweltsenat Kenntnisnahme

I. Sitzungsvortrag:

Seit Jahren verfolgt die Verwaltung das Ziel, Abfall bei öffentlichen Veranstaltungen zu vermeiden und die 
Vorgaben der im Jahre 1991 erlassenen Abfallwirtschaftssatzung umzusetzen. Mit Schreiben vom 21. Januar 
2019 beantragt Frau Stadträtin Petra Friedrich erneut, dass

- die Stadtverwaltung darlegt, wie sie die Vorgaben der Abfallwirtschaftsatzung kontrolliert, Ausnah-
men ermöglicht, Zuwiderhandlungen ahndet,

- die Stadtverwaltung ein Preiskonzept erarbeitet, um Handlungsalternativen und best-practice-
Beispiele bekannt zu machen.

Die Verwaltung nimmt diesen Antrag zum Anlass, um erneut über den Stand des Ziels der Vermeidung  von 
Abfall bei öffentlichen Veranstaltungen zu berichten.

1. Gesetzlicher Hintergrund

Im Jahr 1991 wurde die Abfallwirtschaftsatzung der Stadt Bamberg erlassen, angelehnt an das Bayeri-
sche Abfallwirtschafts- und Altlastengesetz. Mit dieser dürfen nunmehr nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1, 
bei genehmigungspflichtigen Veranstaltungen und Veranstaltungen auf städtischen Straßen, Wegen 
und Plätzen sowie in städtischen Einrichtungen Speisen und Getränke nur in wiederverwendbaren 
Verpackungen und Behältnissen ausgegeben werden. Ausnahmen hiervon können im Einzelfall zuge-
lassen werden, wenn der Verzicht auf Einwegverpackungen und -behältnissen nicht möglich oder - 
auch unter Berücksichtigung der vermeidbaren Abfallmenge - nicht zumutbar ist.

Ausnahmen wurden bisher nur wenige ermöglicht. Diese ergaben sich in der Regel nur aufgrund si-
cherheitsrechtlicher Empfehlungen der Polizei oder aufgrund möglicher Verletzungsgefahren, wie 
beispielsweise beim Bamberger Triathlon oder Weltkulturerbelauf, bei denen die Ausnahmen nur für 
die Sportlerinnen und Sportler, nicht jedoch für den Zuschauerbereich, zugelassen wurden.
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Die Zulassung genehmigungspflichtiger Veranstaltungen und Veranstaltungen auf städtischen Stra-
ßen, Wegen und Plätzen wird vom Ordnungsamt oder vom Straßenverkehrsamt erteilt. Hierzu wer-
den in der Regel im Vorfeld der Genehmigung vom Umweltamt Stellungnahmen eingeholt, welche 
wiederum als Auflagen im Genehmigungsbescheid an den Veranstalter ergehen. In diesen wird ex-
plizit die Einhaltung der Abfallwirtschaftssatzung, das Gebot der Abfallvermeidung und das Mehr-
weggebot, gefordert. Auch in den einzelnen Gestattungen für einen vorübergehenden Gaststättenbe-
trieb wird die Nutzung von Mehrweggeschirr als Verpflichtung mit aufgenommen. Das Mehrwegge-
bot ist somit nicht nur dem Veranstalter, sondern auch jedem einzelnen Standbetreiber bekannt.

2. Umsetzung und Kontrolle

Kontrollen

Seit 1991 kontrollieren die Abfallberaterinnen und -berater des Umweltamtes die Einhaltung des 
Mehrweggebotes bei zahlreichen Veranstaltungen. Die Kontrollen finden zum einen bereits bei der 
sicherheitsrechtlichen Abnahme der Veranstaltungen statt. Zum anderen werden aber auch Kontrol-
len während der Veranstaltungen durchgeführt, wobei Stand für Stand dahingehend geprüft wird, ob 
Mehrweggeschirr verwendet wird. Dabei kann Mehrweg-Kunststoffgeschirr, Porzellan, Keramik, 
Glas und Holzbrettchen verwendet werden. Der Gebrauch von kompostierfähigem, als auch ver-
meintlich essbarem Geschirr wird jedoch i.d.R. nicht zugelassen. Diese Behältnisse werden häufig 
vom Gast nicht verzehrt und landen im Restmüll, oder, sollten sie über eine Biotonne gesammelt 
werden, dann sind sie in der Kompostanlage nicht als kompostierbar zu identifizieren und werden 
ebenfalls als Restmüll aussortiert. Materialien, deren Mehrfachverwendung in Zweifel stehen, wie 
etwa Teller aus Bananenblättern werden ebenfalls zurückgewiesen. Ebenso wird die Ausgabe von 
Geschirr grundsätzlich nicht zugelassen, welches zwar bepfandet ist und zurückgenommen wird, 
aber nicht wiederverwendbar sondern lediglich recyclingfähig ist. 

Von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Umweltamtes wird geprüft, ob Behältnisse in ausrei-
chender Zahl vorhanden sind und ob eine geeignete Spülmöglichkeit vor Ort ist. Sollte ein Standbe-
treiber sein Geschirr andernorts spülen wollen, ist in Abhängigkeit von der erwarteten Besucherzahl 
eine entsprechend höhere Stückzahl Geschirr vorzuhalten.

Für die Aktionen des Stadtmarketings als auch bei Großveranstaltungen, wie etwa der Sandkirch-
weih oder Canalissimo, finden Vor-, und meist auch Nachbesprechungen statt, an denen Vertreter 
des Umweltamtes teilnehmen. Auch hier wird explizit auf das Mehrweggebot, aber auch auf die Not-
wendigkeit von Strom-, Zuwasser- und Abwasseranschluss hingewiesen. Des Weiteren werden mög-
liche Probleme und evtl. Störungen aus zurückliegenden Veranstaltungen, erörtert.

Öffentlichkeitsarbeit

Die Anregung für private Feiern, bzw. die Vorgaben bei genehmigungspflichtigen Veranstaltungen 
und Veranstaltungen auf städtischen Straßen, Wegen und Plätzen Mehrweggeschirr zu verwenden, 
aber auch grundsätzlich Feste abfallarm zu gestalten wird regelmäßig über entsprechende Artikel in 
den Medien (insbesondere Rathausjournal, teilweise FT, Homepage) veröffentlicht. 

Zuwiderhandlungen

Sollte trotz aller Beratungen und Überprüfungen im Vorfeld dennoch ein Standbetreiber Einwegge-
schirr verwenden, was in der Regel durch das Umweltamt bei den Kontrollen während der Veranstal-
tung festgestellt wird, wird dem verantwortlichen Betreiber sofort die Nutzung hiervon untersagt. 
Des Weiteren wird er darauf hingewiesen, dass es sich um eine Ordnungswidrigkeit handelt.

Dass kein Mehrweggeschirr vorgehalten wird, ist – dank der stetigen Beratungen und Kontrollen des 
Umweltamtes  - mittlerweile äußerst selten der Fall. Häufiger ist jedoch am Stand Mehrweggeschirr 
vorhanden, das aber z.B. aufgrund mangelnden Personals nicht rasch genug gespült werden kann und 
es wird kurzfristig auf Wegwerfgeschirr – welches bei den Abnahmen nicht vorrätig ist - zurückge-
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griffen. Auch in solchen Fällen wird der Betreiber während der Kontrolle auf sein Fehlverhalten an-
gesprochen und zur sofortigen Abhilfe aufgefordert.

Im wiederholten Falle wird gegen den verantwortlichen Standbetreiber eine Ordnungswidrigkeit an-
gezeigt. Die hier verhängten Bußgelder beliefen sich von 50,00 € auf bis zu 350,00 € für sogenannte 
„Wiederholungstäter“.

Einige Veranstaltungen, wie etwa das Blues- und Jazzfestival oder der Antik- und Trödelmarkt, fin-
den tagsüber in der Innenstadt, während der Ladenöffnungszeiten, statt. Auch hier gilt für alle Stand-
betreiber das Mehrweggebot. Da aufgrund der Ladenöffnungszeiten jedoch auch Geschäfte wie z.B. 
die Bäckereien geöffnet haben, wird aus diesen heraus Coffee-to-go und Essen-to-go - auf Einweg-
geschirr verkauft. Gleiches gilt für Essensbuden (Food-trucks), welche ganzjährige Gestattungen für 
ihren Betrieb haben (Würstlesbuden etc.). Hier gibt es einen nicht aufzulösenden Konflikt und ein 
verzerrtes Bild bezüglich der Ausgabe von Wegwerfgeschirr. Es ist nicht immer einfach, den Stand-
betreibern der jeweiligen Veranstaltung diese vermeintliche Ungleichbehandlung plausibel zu ma-
chen. Die Stadt hofft deshalb auf eine freiwillige Selbstverpflichtung der Gastronomiebetriebe, mög-
lichst rasch Mehrwegbecher einzusetzen. Hierzu finden Gespräche mit dem Hotel- und Gaststätten-
verband statt.

Beschaffungsalternativen für Mehrweggeschirr

Sollte ein Standbetreiber schon vor der Veranstaltung keine Mehrwegbehältnisse vorhalten, so wird 
er aufgefordert, sich umgehend selbiges zu beschaffen. Hierfür gibt es zahlreiche Anbieter. Sowohl 
in Läden vor Ort als auch im Internet wird ein reichhaltiges Sortiment angeboten. Mitunter ist ein 
Gastronomiebetrieb im Hintergrund, von welchem entsprechende Teller und Gläser abgezogen wer-
den können. 

Jene, welche sich für diese eine Veranstaltung kein Mehrweggeschirr anschaffen wollen, werden 
vom Umweltamt an Spülmobile verwiesen. 

Es besteht aber auch für alle Betreiber sowie Privatpersonen die Möglichkeit, sich beim Umweltamt 
wiederverwendbares Geschirr auszuleihen. Zu diesem Zweck wurden bereits im Jahr 1994 insgesamt 
1000 Mehrwegbecher angeschafft. Dieser Bestand wurde seit 2008 nach und nach mit Pizzatellern, 
Kaffeegeschirr, Weingläsern und Besteck aufgestockt. Die Anschaffung des Geschirrs hat sich als 
sehr praktikabel erwiesen, da so dem betreffenden Stand zeitnah Mehrweggeschirr verschafft, bzw. 
verliehen werden kann. Das Mehrweggeschirr kann beim Umweltamt der Stadt Bamberg (Abteilung 
Abfallberatung) nach entsprechender telefonischer Anmeldung abgeholt werden.

3. Zusammenfassende Fakten und Ohne-Müll-Preis

Welche Unmengen an Müll vorwiegend aus Einweggeschirr noch in den 80iger Jahren nach den di-
versen Veranstaltungen von den Mitarbeitern der Müllentsorgung zusammengekehrt werden musste, 
ist meist nur noch älteren Semestern unserer Gesellschaft bekannt. Auch dem Umweltamt und dem 
Entsorgungs- und Baubetrieb liegen hierüber weder Zahlen noch Bilddokumente als Beleg vor, im 
Internet sind aber noch eindrückliche (urheberrechtlich geschützte) Aufnahmen zu finden. 

Anfang der 90iger Jahre konnten die Kontrollen des Umweltamtes auf Grundlage der Abfallwirt-
schaftssatzung eine sukzessive Reduzierung der Abfallmengen an den Festveranstaltungen bewirken. 
Die intensive Beratung und die zahlreichen Kontrollen haben zu einem Umdenken bei den Veran-
staltern und Standbetreibern geführt, so dass heute die Verwendung von Mehrweggeschirr selbstver-
ständlich ist.

Zur damaligen Zeit mussten etwa 10 - 20 Feste pro Jahr, wie der Plärrer, Sandkirchweih und Stadt-
teilkirchweihen von den Mitarbeiterinnen des Umweltamtes kontrolliert werden. Inzwischen ist die 
Zahl auf jährlich an die hundert Veranstaltungen angestiegen, Tendenz steigend, wobei die vielen 
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Aktionen, welche lediglich einer Gestattung bedürfen (Gestattung eines vorübergehenden Gaststät-
tenbetriebes) hier nicht mitgerechnet sind. 

Inzwischen sind nahezu alle Standbetreiber im Besitz von Mehrweggeschirr. Sie sind bestens über 
das Mehrweggebot informiert und bringen Mehrweggeschirr zum Einsatz. Da es jedoch regelmäßig 
einzelne neue Betreiber gibt, welchen die strikte Umsetzung nicht bewusst ist, muss nach wie vor 
über Sicherheitsabnahmen und Kontrollen während der Veranstaltungen die Einhaltung des Mehr-
weggebotes eingefordert und kontrolliert werden.

Ohne-Müll-Preis

Die Stadt Bamberg tut bereits viel zur Müllvermeidung.

Angesichts der Zunahme der Veranstaltungen kann weder Beratung noch Kontrolle derart intensiv 
wie in den Anfangsjahren umgesetzt werden. Dennoch ist bei nahezu allen Standbetreibern das Be-
wusstsein zum Umweltschutz (Nutzung von Mehrweggeschirr) derart verankert und etabliert, dass 
zwar auf Aufklärung und Kontrollen nicht verzichtet werden kann, aus Sicht des Umweltamtes aber 
auch ein finanzielles Belohnungssystem, das Anreiz zur Umsetzung des Mehrweggebotes schaffen 
soll, verfehlt wäre. Nahezu 100 % alle Standbetreiber verwenden seit Jahren zuverlässig ausschließ-
lich Mehrweggeschirr aus Porzellan, Keramik, Glas, Melamin oder Holz.

Nun gibt es einen erneuten Vorschlag aus dem Stadtrat, eine Anerkennung, hinterlegt mit einem 
Preiskonzept, zu realisieren.

Die Verwaltung darf hierzu festhalten, dass es sich hier um eine freiwillige Leistung handeln würde, 
für die im Haushalt keine Haushaltsmittel eingestellt sind. Nach den Vorgaben der Regierung von 
Oberfranken für die Haushaltskonsolidierung dürfen zudem neue freiwillige Leistungen nicht einge-
gangen werden. 

Um dennoch eine Anerkennung ihrer Bemühungen zur Abfallvermeidung zu dokumentieren, schlägt 
die Verwaltung vor, einmal im Jahr einen vom Umweltamt ermittelten Veranstalter bzw. Mitwirken-
den an Veranstaltungen eine Anerkennungsurkunde zu verleihen.

II. Beschlussvorschlag:

1. Der Bericht der Verwaltung hat zur Kenntnis gedient. 

2. Der Antrag der GAL-Stadtratsfraktion vom 29.01.2019 ist hiermit geschäftsordnungsgemäß
behandelt.

III. Finanzielle Auswirkungen:

Der unter II. empfohlene Beschlussantrag verursacht 

X 1. keine Kosten 
2. Kosten in Höhe von  für die Deckung im laufenden Haushaltsjahr bzw. im geltenden Fi-

nanzplan  gegeben ist 
3. Kosten in Höhe von  für die keine Deckung im Haushalt gegeben ist. Im Rahmen der vom 

Antrag stellenden Amt/Referat zu bewirtschaftenden Mittel wird folgender Deckungsvor-
schlag gemacht: 

4. Kosten in künftigen Haushaltsjahren:  Personalkosten:  Sachkosten: 
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Anlage/n:

Anlage 1: Antrag der GAL-Stadtratsfraktion vom 29.01.2019   
Anlage 2: Ausschnitt aus dem Rathaus Journal Verleih Mehrweggeschirr 

Verteiler:
Referat 5 zur Kenntnis und zum Verbleib
Amt 38 (Beschlüsse, 2fach)
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Sitzungsvorlage

Federführend:
38 Amt für Umwelt-, Brand- und Katastrophen-
schutz

Beteiligt:

Vorlage- Nr:

Status:

Aktenzeichen:
Datum:
Referent:

VO/2019/2349-38

öffentlich

18.04.2019
Haupt Ralf

Vorstellung der Stickstoffdioxid-Jahresmittelwerte 2018
Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

07.05.2019 Umweltsenat Kenntnisnahme

I. Sitzungsvortrag:

Saubere Luft im Stadtgebiet ist ein zentrales umweltpolitisches Ziel der Stadtverwaltung. Auf Beschluss des 
Umweltsenates vom 07.03.2017 werden daher kontinuierlich an sieben Standorten im Stadtgebiet Messun-
gen zur Schadstoffkonzentration in der Luft durchgeführt. Diese messen insbesondere die Schadstoffkonzen-
tration von Stickstoffdioxid. Es wird dabei überprüft, inwieweit die EU-Grenzwerte für Luftschadstoffe zum 
Schutz der Bevölkerung eingehalten werden. Diese liegen - über eine volle Stunde gemessen – bei 200 Mi-
krogramm pro Kubikmeter bei 18 zugelassenen Überschreitungen im Kalenderjahr. Über das Kalenderjahr 
gemittelt beträgt der Grenzwert 40 Mikrogramm pro Kubikmeter. Mit diesem Sitzungsvortrag legt die Ver-
waltung die Ergebnisse der Stickstoffdioxid-Jahresmesswerte aus dem Jahr 2018 vor:

Die über das Kalenderjahr 2018 gemittelten Messwerte für die jeweiligen Messorte sind in nachfolgender 
Abbildung dargestellt.
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LÜB = Lufthygienisches Landesüberwachungssystem Bayern – Messstandort Löwenbrücke Bamberg

Zu erkennen ist, dass an 6 von 7 Messstandorten die EU-Grenzwerte eingehalten worden sind. Lediglich am 
Standort Untere Königstraße ist eine Überschreitung des Grenzwertes zu verzeichnen. Dies ist hier auf die 
relativ hohe Verkehrsbelastung zurückzuführen, mit der ein nahezu permanenter Rückstau einhergeht. Au-
ßerdem kommt es durch die ausgeprägte Straßenschlucht über eine Länge von mehreren hundert Metern und 
der Verkehrsführung in Einbahnstraße zu einer Anreicherung der Luftschadstoffkonzentration. 

Aufgrund der Messergebnisse besteht keine Notwendigkeit, einen Luftreinhalteplan nach § 47 BImSchG 
aufzustellen. Hierzu müsste eine dauerhafte Überschreitung der offiziellen Messwerte der LÜB-Station vor-
liegen, was jedoch nicht der Fall ist. Ganz im Gegenteil: Bamberg liegt mit dem Jahresmittelwert sowohl im 
Jahr 2017 wie auch im Jahr 2018 konstant mit 24 Mikrogramm pro Kubikmeter weit unter dem Grenzwert 
von 40 Mikrogramm pro Kubikmeter. Mittelfristig ist, bedingt durch die Flottenumstellung des privaten und 
gewerblichen Kraftfahrzeugverkehres, sogar mit einer Abnahme der Stickstoffdioxidbelastung zu rechnen. 
Hintergrund dieser Annahme ist, dass stetig mehr Diesel-PKW zugelassen werden, welche der Euro 6-Ab-
gasnorm genügen. Gleichzeitig nimmt der Anteil der Otto-Motoren, sowie der Anteil der E-Mobilität am 
Verkehr kontinuierlich zu.  So waren im Stadtgebiet Bamberg im Jahr 2012 lediglich 13 reine Elektrofahr-
zeuge und 51 Hybridfahrzeug zugelassen. Aktuell sind es bereits 117 reine Elektrofahrzeug und 300 Kfz mit 
Hybridantrieb.  Daher besteht derzeit auch kein Handlungsbedarf. Das Umweltamt empfiehlt jedoch das 
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Messprogramm im Jahr 2021 erneut durchzuführen um eine längerfristige Tendenz nachvollziehen zu kön-
nen.

Darüber hinaus wurde im Umweltsenat vom 18. September 2018 angeregt, den Verlauf der Stickstoffdioxid-
konzentration in der Unteren Königstraße mit Hilfe des Messwagens der Stadt Bamberg aufzuzeichnen. Die-
se Messungen wurden in unterschiedlichen Jahreszeiten durchgeführt und zu einem repräsentativen Wochen-
verlauf gemittelt. Die jeweiligen Stundenmittelwerte sind in nachfolgendem Diagramm dargestellt. Der ent-
sprechend zulässige Grenzwert liegt bei 200 µg/m³.

Die jeweiligen Tagesgänge sind sehr gut nachvollziehbar und aufgrund der Situation vor Ort eindeutig mit 
dem Kfz-Aufkommen in Relation zu setzen. Dennoch sind die gemessenen Stundenmittelwerte selbst in der 
Straßenschlucht der Königstraße sehr weit von den zulässigen Grenzwerten entfernt. Dennoch arbeitet die 
Verwaltung weiter an dem Ziel, die Abgase zu reduzieren.

II. Beschlussvorschlag:

1. Der Bericht der Verwaltung hat zur Kenntnis gedient.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, das Luftmessprogramm im Kalenderjahr 2021 fortzusetzen und im 
Senat erneut zu berichten.
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III. Finanzielle Auswirkungen:

Der unter II. empfohlene Beschlussantrag verursacht 

1. keine Kosten 
X 2. Kosten in Höhe von  für die Deckung im laufenden Haushaltsjahr bzw. im geltenden Fi-

nanzplan  gegeben ist 
3. Kosten in Höhe von  für die keine Deckung im Haushalt gegeben ist. Im Rahmen der vom 

Antrag stellenden Amt/Referat zu bewirtschaftenden Mittel wird folgender Deckungsvor-
schlag gemacht: 

4. Kosten in künftigen Haushaltsjahren: Personalkosten:  Sachkosten: 

Falls Alternative 3. und/oder 4. vorliegt:

In das Finanzreferat zur Stellungnahme.

Stellungnahme des Finanzreferates:

Anlage/n:

1) Antrag der BA- und GAL- Stadtratsfraktion vom 11.10.2016
2) Detaillierte Auswertung des Messprogramms

Verteiler:

Referat 2 zur Kenntnis und Verbleib
Referat 5 zur Kenntnis
Amt 20 /200 zum haushaltsrechtlichen Vollzug
Amt 20 Haushaltsakte 2021
Amt 20 Beschlüsse
Amt 38 2-fach Beschlüsse
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Sitzungsvorlage

Federführend:
38 Amt für Umwelt-, Brand- und Katastrophen-
schutz

Beteiligt:

Vorlage- Nr:

Status:

Aktenzeichen:
Datum:
Referent:

VO/2019/2358-38

öffentlich

18.04.2019
Haupt Ralf

Neubestellung des Naturschutzbeirates der Stadt Bamberg für die 10. Amts-
periode vom 01. September 2019 - 31. August 2024
Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

07.05.2019 Umweltsenat Empfehlung
29.05.2019 Stadtrat der Stadt Bamberg Entscheidung

I. Sitzungsvortrag:

1. Bayernweit endet die Amtszeit aller Mitglieder und Stellvertreter der Naturschutzbeiräte an den 
Kreisverwaltungsbehörden, Regierungen und beim Bayer. Staatsministerium für Umwelt und Ver-
braucherschutz am 31. August 2019.

Die Berufung des Naturschutzbeirates der Stadt Bamberg für die neue Amtsperiode erfolgt nach § 2 Abs. 1 
der Verordnung über die Naturschutzbeiräte vom 16.11.2006 durch die Untere Naturschutzbehörde der Stadt 
Bamberg. Die Aufgaben der Unteren Naturschutzbehörde werden vom Amt für Umwelt, Brand- und Kata-
strophenschutz wahrgenommen. Die Beiratsmitglieder und ihre Vertreter werden auf die Dauer von 5 Jah-
ren bestellt. 

2. Dem Naturschutzbeirat gehören nach der Verordnung über die Naturschutzbeiräte 5 Mitglieder an, denen 
je eine Stellvertreterin bzw. Stellvertreter zugeordnet ist.

Nach § 1 Abs. 2 der o.g. Verordnung setzt sich der Naturschutzbeirat aus sachverständigen Personen auf 
dem Gebiet des Naturschutzes, der Landschaftspflege und der Erholung in der freien Natur zusammen. 
Hierbei sollen Mitglieder aus folgenden Personenkreisen vertreten sein:

- Fachleute aus den für Fragen der Ökologie bedeutsamen Grundlagendisziplinen, wie z.B. des Natur-
schutzes, der Landschaftspflege, der Biologie, der Vegetationskunde, der Geologie, der Hydrologie, der 
Meteorologie oder der Geographie sowie aus dem Agrar- und Forstbereich.

- Sachverständige Vertreter von Verbänden, die sich satzungsgemäß überwiegend dem Naturschutz, der 
Landespflege und den Aufgaben der Erholung in der freien Natur widmen.

- Sonstige Sachverständige, die mit den Aufgaben des Naturschutzes, der Landschaftspflege und der Erho-
lung in der freien Natur befasst sind.
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3. Der z. Zt. tätige Naturschutzbeirat setzt sich wie folgt zusammen:

Mitglied Vertreter
Stefan Kropf Jacob Karlheinz
Martin Bücker Dr. Helmut Greifenhagen
Heinrich Neubauer Hans-Peter Schreier
Hermann Bösche Philipp Münzel
Helmut Hennemann Friedrich Schmauser

4. Die Vorschläge der Unteren Naturschutzbehörde zur Berufung der Beiratsmitglieder und ihrer Stellver-
treter sollen sich gemäß der Verordnung über die Naturschutzbeiräte auch auf Vorschläge der unter
Punkt 2 genannten Verbände/Vereinigungen stützen. Deshalb wurden von der Stadt Bamberg folgende 16 
Verbände schriftlich um Vorschläge für die Besetzung des künftigen Naturschutzbeirates gebeten. Die Ver-
bände haben die grundsätzliche Bereitschaft zur Mitwirkung der Vorgeschlagenen im Beirat erklärt. Im Ein-
zelnen wurden um Abgabe eines Vorschlages gebeten:

 Bund Naturschutz in Bayern e.V., Landesfachgeschäftsstelle Nürnberg
 Landesbund für Vogelschutz i. Bayern e.V., Hilpoltstein
 Jagdschutz- und Jägerverein, Kreisgruppe Bamberg 
 Landesjagdverband Bayern e.V., Feldkirchen 
 Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, LV Bayern, München
 Deutscher Alpenverein e.V., München
 Verein z. Schutz der Bergwelt e.V., München
 Bayerisches Rotes Kreuz -Bergwacht-, Bamberg
 Bayerischer Bauernverband, Bamberg
 Naturfreunde Bamberg, Scheßlitz-Demmelsdorf
 Naturforschende Gesellschaft Bamberg e.V., Bamberg
 Naturfreunde LV Bayern e.V., Nürnberg
 Bezirksfischereiverband Oberfranken e.V., Bayreuth
 Landschaftspflegeverband Landkreis Bamberg e.V., Bamberg
 Waldbesitzervereinigung Bamberg e.V., Scheßlitz
 Wanderverband Bayern, Bischberg

5. Im Folgenden werden die von den Verbänden eingegangenen Vorschläge für die Besetzung des neuen Na-
turschutzbeirates vorgestellt:

Verband/Vereinigung Vorschlag

Jagdschutz- und Jägerverein, 
Kreisgruppe Bamberg

Dirk Bayer, 
Marienstr. 2, 96050 Bamberg

Naturforschende Gesellschaft Bamberg. 
e.V.

Hermann Bösche, 
Hertzstr. 31, 96050 Bamberg

Bezirksfischereiverband Oberfranken e.V., 
Bayreuth

Friedrich Schmauser,
Schimmelsgasse 10, 96049 Bamberg

Naturfreunde LV Bayern e.V., Nürnberg Andrea Dittrich, 
Hans-Morper-Str. 28a, 96052 Bamberg

Landschaftspflegeverband Landkreis Bam-
berg e.V.

- Johannes Otto Först, 
  Caspersmeyerstr. 2, 96049 Bamberg
- Erich Spranger, 
  Auf dem Lerchenbühl 29b, 96049 Bamberg

Schutzgemeinschaft Deutscher Wald LV 
Bayern, München

- Hans-Peter Schreier, 
  Schulstr. 7b, 96129 Strullendorf-Geisfeld 
- Klaus Schulz, 
  Forststr. 12, 96120 Bischberg
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Bund Naturschutz in Bayern e.V., Kreis-
gruppe Bamberg

Martin Bücker,
Würzburger Str. 10d, 96049 Bamberg

Bayer. Bauernverband, Geschäftsstelle 
Bamberg

- Heinrich Neubauer,
  Heiliggrabstr. 32, 96052 Bamberg
- Hans-Jürgen Eichfelder,
  Egelseestr. 81, 96050 Bamberg

Landesbund für Vogelschutz e.V. Kreis-
gruppe Bamberg

Tristan Römisch,
Kantstr. 33, 96052 Bamberg

Von der Unteren Naturschutzbehörde der Stadt Bamberg wird Herr Stefan Kropf vorgeschlagen. Herr 
Kropf war im Deutschen Alpenverein Vorsitzender der Sektion Bamberg. Diese Funktion wird von ihm 
nicht mehr ausgeführt. Ein anderweitiger Vorschlag wurde vom Deutschen Alpenverein nicht vorgelegt. 
Er wird von der Unt. Naturschutzbehörde vorgeschlagen, weil er als engagierter Diplom-Geograph seit
35 Jahren dem Naturschutzbeirat der Stadt Bamberg angehört und sein profundes ökologisches Fachwis-
sen in das Gremium einbringt.

6. Von den Verbänden vorgeschlagenen Personen werden fünf Personen als Mitglieder und fünf Personen 
als ihre Stellvertreter in den neuen Naturschutzbeirat bestellt.

Bei dem Vorschlag zur Auswahl der Naturschutzbeiräte hat das Umweltamt insbesondere darauf ge-
achtet, dass weitgehend alle in Bamberg tätigen Naturschutzverbände im Naturschutzbeirat vertreten 
sind und auch die Kontinuität der bisher geleisteten Arbeit des Beirats gewährleistet und weiter ge-
führt wird Daher wurden bewährte Mitglieder wiederum berücksichtigt. Bei den Verbänden, die 
zwei Personen vorgeschlagen haben, wurde hingegen jeweils nur eine Person für das Gremium insge-
samt berücksichtigt.

Von der Unteren Naturschutzbehörde, Amt für Umwelt, Brand- und Katastrophenschutz, werden daher 
folgende Personen als Beiratsmitglieder zur Berufung vorgeschlagen:

Name Vorschlag von
1 Stefan Kropf 

Wetzelstr. 22, 96049 Bamberg
Unt. Naturschutzbehörde der Stadt
 Bamberg

2 Martin Bücker,
Würzburger Str. 10d, 96049 Bamberg

Bund Naturschutz in Bayern e.V.,
Kreisgruppe Bamberg

3 Hermann Bösche, 
Hertzstr. 31, 96050 Bamberg

Naturforschende Gesellschaft Bamberg
 e.V.

4 Heinrich Neubauer,
Heiliggrabstr. 32, 96052 Bamberg

Bayer. Bauernverband, Geschäftsstelle
Bamberg

5 Hans-Peter Schreier,
Schulstr. 7b, 96129 Strullendorf-Geis-
feld

Schutzgemeinschaft Deutscher Wald LV
Bayern, München

Die genannten Personen gehören bereits jetzt dem Naturschutzbeirat an.
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Als Stellvertreter werden vorgeschlagen:

6 Tristan Römisch,
Kantstr. 33, 96052 Bamberg

Landesbund für Vogelschutz e.V.,
Kreisgruppe Bamberg

7 Dirk Bayer, 
Marienstr. 2, 96050 Bamberg

Jagdschutz- und Jägerverein, 
Kreisgruppe Bamberg

8 Andrea Dittrich, 
Hans-Morper-Str. 28a, 96052 Bamberg

Naturfreunde LV Bayern e.V., Nürnberg

9 Johannes Otto Först,
Caspersmeyerstr. 2, 96049 Bamberg

Landschaftspflegeverband Landkreis
Bamberg e.V.

10 Friedrich Schmauser,
Schimmelsgasse 10, 96049 Bamberg

Bezirksfischereiverband Oberfranken e.V., 
Bayreuth

II. Beschlussvorschlag:

1. Der Bericht der Verwaltung hat zur Kenntnis gedient.

2. Der Umweltsenat empfiehlt dem Stadtrat, die nachfolgend genannten Personen zu Naturschutzbeiräten 
für die 10. Amtsperiode des Naturschutzbeirates zu bestellen:

Name Vorschlag von
1 Stefan Kropf 

Wetzelstr. 22, 96049 Bamberg
Unt. Naturschutzbehörde der Stadt
 Bamberg

2 Martin Bücker,
Würzburger Str. 10d, 96049 Bamberg

Bund Naturschutz in Bayern e.V.,
Kreisgruppe Bamberg

3 Hermann Bösche, 
Hertzstr. 31, 96050 Bamberg

Naturforschende Gesellschaft Bamberg
 e.V.

4 Heinrich Neubauer,
Heiliggrabstr. 32, 96052 Bamberg

Bayer. Bauernverband, Geschäftsstelle
Bamberg

5 Hans-Peter Schreier,
Schulstr. 7b, 96129 Strullendorf-Geis-
feld

Schutzgemeinschaft Deutscher Wald LV
Bayern, München

Als Stellvertreter werden vorgeschlagen:

6 Tristan Römisch,
Kantstr. 33, 96052 Bamberg

Landesbund für Vogelschutz e.V.,
Kreisgruppe Bamberg

7 Dirk Bayer, 
Marienstr. 2, 96050 Bamberg

Jagdschutz- und Jägerverein, 
Kreisgruppe Bamberg

8 Andrea Dittrich, 
Hans-Morper-Str. 28a, 96052 Bamberg

Naturfreunde LV Bayern e.V., Nürnberg

9 Johannes Otto Först,
Caspersmeyerstr. 2, 96049 Bamberg

Landschaftspflegeverband Landkreis
Bamberg e.V.

10 Friedrich Schmauser,
Schimmelsgasse 10, 96049 Bamberg

Bezirksfischereiverband Oberfranken e.V., 
Bayreuth
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III. Finanzielle Auswirkungen:

Der unter II. empfohlene Beschlussantrag verursacht 

X 1. keine Kosten 
2. Kosten in Höhe von  für die Deckung im laufenden Haushaltsjahr bzw. im geltenden Fi-

nanzplan  gegeben ist 
3. Kosten in Höhe von  für die keine Deckung im Haushalt gegeben ist. Im Rahmen der vom 

Antrag stellenden Amt/Referat zu bewirtschaftenden Mittel wird folgender Deckungsvor-
schlag gemacht: 

4. Kosten in künftigen Haushaltsjahren:  Personalkosten:  Sachkosten: 

Falls Alternative 3. und/oder 4. vorliegt:

In das Finanzreferat zur Stellungnahme.

Stellungnahme des Finanzreferates:

Anlage/n: -

Verteiler:

Referat 1
Referat 5
Amt 38
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Sitzungsvorlage

Federführend:
47 Garten- und Friedhofsamt

Beteiligt:

Vorlage- Nr:

Status:

Aktenzeichen:
Datum:
Referent:

VO/2019/2336-47

öffentlich

05.04.2019
Dr. Lange Christian

Präventiver Schutz von Straßenbäumen vor der Verkehrssicherungspflicht - 
Sachstandsbericht
Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

07.05.2019 Umweltsenat Kenntnisnahme

I. Sitzungsvortrag:

Mit Schreiben vom 14.01.2019 beantragte die GAL-Stadtratsfraktion die Prüfung präventiver Schutzmaß-
nahmen von Straßenbäumen vor der Verkehrssicherungspflicht zur künftigen Vermeidung von Baumwurzel-
schäden an Straßen und Wegen (siehe Anlage).

Grundsätzlich gilt es festzuhalten, dass das Gartenamt der Stadt Bamberg in den Unterhalt sowie in die Pfle-
ge und Weiterentwicklung des kommunalen Baumbestandes sehr viel Zeit und Geld investiert und dafür 
Sorge trägt, dass Bamberg eine gut durchgrünte lebens- und liebenswerte Stadt bleibt.
Auch wenn jedes Jahr eine gewisse Anzahl von Bäumen aus Verkehrssicherungsgründen entnommen wer-
den muss, werden auf der anderen Seite ungleich mehr Bäume und Sträucher nachgepflanzt.
Um die Thematik „Bäume in der Stadt“ verständlich darstellen zu können, ist es wichtig, die unterschiedli-
chen rechtlichen Zusammenhänge, die mit der Verkehrssicherungspflicht einhergehen, aufzuzeigen. Denn 
grundsätzlich richten sich die zeitliche Umsetzung der Unterhaltsarbeiten und die Wahl des Pflegeverfahrens 
nach fachlichen Kriterien. Bei der Bewertung der jeweiligen Situation ist auch der verkehrssicherungspflich-
tigen Relevanz und der örtlichen Verkehrserwartung des betreffenden Baumes Rechnung zu tragen. Ziel ist 
es, den Baumbestand solange wie möglich in einem sicheren Zustand zu erhalten und versteckte Gefahren in 
Zusammenhang mit Gehölzen nicht entstehen zu lassen.

Für die Bewertung der jeweiligen Situation sind deshalb folgende Punkte bedeutungsvoll:

1. Das Schadensausmaß, das beim Baum vorgefunden wird (z.B. geschädigt, absterbend, abgestorben, 
Krone auseinanderbrechend, Faulstellen, Pilzbefall etc.)

2. Die Lage des Gehölzes (z.B. hohe Verkehrserwartung wie in der Fußgängerzone, entlang von We-
gen, in Schulen, Kindergärten, Freibädern etc. – geringe Verkehrserwartung, z.B. innerhalb von 
waldartigen Baumbeständen oder Biotopflächen)

3. Schäden, die nachweislich vom Baum ausgehen (Kanalverwurzelungen, das Anheben von Belägen, 
Schäden an Mauern und Gebäuden etc.)
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Der von der GAL-Stadtratsfraktion im Antrag vom 14.01.2019 gewünschte Sachstandsbericht zielt insbeson-
dere auf den Punkt 3 ab und wünscht die Prüfung von drei beantragten und nachfolgend aufgezählten Prä-
ventiv-Maßnahmen zur künftigen Vermeidung von Baumwurzelschäden an Straßen und Wegen. Hierzu 
nimmt die Verwaltung folgendermaßen Stellung:

1. Andere Baumauswahl (Pfahlwurzler statt Flachwurzler)

Hierzu ist zu sagen, dass das Gartenamt Gehölzarten pflanzt, die sich lokal wie national in Städten bewährt 
haben. Bei den eingesetzten Arten sind keine Flachwurzler dabei. Die atypischen Wurzelausprägungen an 
einigen Straßen sind vielmehr durch Sperrschichten und Verdichtungshorizonte im Boden entstanden.

2. Einbau von Wurzelsperren oder Nutzen von Wurzelschutzfolien

Hierzu ist anzuführen, dass vom Gartenamt vertikale Wurzelsperren und Wurzelschutzfolien üblicherweise 
eingebaut werden, um z.B. Leitungstrassen (Gas, Wasser etc.) zu schützen. Sperren dieser Art verhindern 
jedoch nicht eine atypische, oberflächennahe Wurzelausprägung. 
Um die Wüchsigkeit der neugepflanzten Gehölze sicherzustellen und das ungehinderte Wurzelwachstum in 
tiefere Bodenschicht zu fördern, wird vielmehr seit geraumer Zeit ein erhöhter Aufwand bei der Erstellung 
der Baumgruben betrieben. So werden mit Bodenaustausch und Bodenverbesserungsmaßnahmen gute Ent-
wicklungsmöglichkeiten für die Jungbäume geschaffen und durchwurzelungsfähige Boden-Kubaturen von 
mindestens 9 m³ erzielt.

3. Bau von wassergebundenen Straßen-/Wegdecken, so dass keine Pflastersteine angehoben bzw. 
Teerdecken aufgerissen werden.

Bei dieser vorgeschlagenen Präventiv-Maßnahme ist festzuhalten, dass in Städten aus unterschiedlichen und 
nachvollziehbaren Gründen (Verkehrsbelastung, Traglast, Steigung, Reinigungs- und Winterdiensttauglich-
keit, Unterhaltskosten etc.) Straßen und Wege in der Regel nicht wassergebunden sind. Insofern ist der An-
satz stärker auf wassergebundene Oberflächen umzuschwenken nur in Ausnahmefällen möglich.

Baumfällungen wie in der Heinkelmannstraße stellen die Ausnahme dar, Auslöser ist der Wirkzusammen-
hang bei der Baumart Platane und dem gleichzeitigen Vorhandensein von Sperrschichten bzw. Bodenver-
dichtungen, die in einigen Fällen dazu führt, dass die an sich tiefwurzelnde Platane mit der Zeit flachstrei-
chende Wurzeln ausprägt. Als Konsequenz waren hier - trotz mehrfachen Reparierens der Beläge seitens des 
Entsorgungs- und Baubetriebes - immer wieder starke Belagshebungen und Oberflächenverwerfungen und 
daraus resultierend mehrere Unfälle (u.a. Armbruch, Beinbruch) zu beklagen. Vor diesem Hintergrund wur-
den auf Rücksprache mit dem EBB und den Anliegern die Platanen durch Hainbuchen und Gleditschien 
ersetzt und dadurch das latente Gefährdungspotenzial eliminiert. Leider sind auch noch in der Scheubelstraße 
und in der Josef-Manger-Straße diese Problempunkte bei den hier wachsenden Platanen anzutreffen. Deshalb 
werden dort im Winterhalbjahr 2019/2020 in Abhängigkeit der jeweiligen Belagsschäden Sanierungsarbeiten 
durchzuführen sein, die von Wurzelrückschnittmaßnahmen bis hin zu vereinzelten Baumentnahmen (siehe 
nachfolgenden Übersichtplan und Bilder) reichen.

Das Gartenamt ist bereits jetzt bei den Sitzungen des Naturschutzbeirates vertreten, so dass ein Austausch 
bereits seit Jahren gegeben ist.
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Bilder: Belags-Hebungen am Beispiel der Josef-Manger-Straße und deren differenzierte Bereinigung
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II. Beschlussvorschlag:

1. Der Umweltsenat nimmt vom  Sitzungsbericht der Verwaltung Kenntnis.

2. Der Antrag der GAL-Stadtratsfraktion vom 14.01.2019 ist damit geschäftsordnungsmäßig behandelt.

III. Finanzielle Auswirkungen:

Der unter II. empfohlene Beschlussantrag verursacht 

x 1. keine Kosten 
2. Kosten in Höhe von  für die Deckung im laufenden Haushaltsjahr bzw. im geltenden Fi-

nanzplan  gegeben ist 
3. Kosten in Höhe von  für die keine Deckung im Haushalt gegeben ist. Im Rahmen der vom 

Antrag stellenden Amt/Referat zu bewirtschaftenden Mittel wird folgender Deckungsvor-
schlag gemacht: 

4. Kosten in künftigen Haushaltsjahren:  Personalkosten:  Sachkosten: 

Falls Alternative 3. und/oder 4. vorliegt:

In das Finanzreferat zur Stellungnahme.

Stellungnahme des Finanzreferates:

Anlage/n:

Antrag der GAL-Stadtratsfraktion vom 14.01.2019

Verteiler:

Referat 1

Referat 3

Referat 4

Amt 10 – Sitzungsdienst

Amt 38

Amt 47 
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Sitzungsvorlage

Federführend:
61 Stadtplanungsamt

Beteiligt:
31 Straßenverkehrsamt
65 Entsorgungs- und Baubetrieb

Vorlage- Nr:

Status:

Aktenzeichen:
Datum:
Referent:

VO/2019/2331-61

öffentlich

04.04.2019
Beese Thomas

Fahrradstadt Bamberg
Sachstandsbericht
Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

07.05.2019 Umweltsenat

I. Sitzungsvortrag:
I. Sitzungsvortrag:

Zuletzt wurde in der Sitzung des Umweltsenates am 05.02.2019 ein Sachstandsbericht zur Fahrradstadt Bam-
berg gegeben (VO/2018/2178-61). Seitdem hat sich der aktuelle Stand zu folgenden Punkten verändert:

Abschnitt A - aktuelle Sachstände

1. Radverkehrsbeauftragte/r

In Bamberg wird der Radverkehrsförderung schon seit vielen Jahren besondere Aufmerksamkeit gewidmet. 
Eine weitere Stärkung des Radverkehrs mit entsprechendem „Maßnahmen-Paket“ wurde durch den Stadtrat 
im Januar 2018 im Rahmen des Bürgerbegehrens „Radentscheid“ beschlossen. Eine Steigerung des Radver-
kehrsanteils an den täglichen Wegen auf 35% bis zum Jahr 2025 ist das politisch erklärte Ziel für die Zu-
kunft. Zu den erklärten Zielen der Stadt gehört auch die dauerhafte, vollwertige Mitgliedschaft in der Ar-
beitsgemeinschaft fahrradfreundlicher Kommunen in Bayern e.V. (AGFK Bayern).
Voraussetzung für die Aufnahme der Stadt Bamberg in die AGFK ist u.a. die Bereithaltung einer Vollzeit-
stelle, eines/r Radverkehrsbeauftragten. Der Personalsenat hat in seiner jüngsten Sitzung im Rahmen einer 
Umstrukturierung diese Stelle im Stadtplanungsamt geschaffen (VO/2019/-2293-11). Dieser Beschluss muss 
nach Redaktionsschluss für diese Sitzungsvorlage des Mai-Umweltsenates noch durch die Vollsitzung des 
Stadtrates am 29. Mai 2019 bestätigt werden.
Aufgabe des/der Fahrradbeauftragten ist es, Projektvorschläge zur Radverkehrsförderung zu erarbeiten, de-
ren Umsetzung voranzutreiben und somit eine konstante Weiterentwicklung des Radverkehrs in Bamberg zu 
gewährleisten. Wichtige Einsatzfelder eröffnen sich anlassbezogen im Stadtrat und in den betroffenen Sena-
ten, im Fahrradforum, der Arbeitsgruppe Radverkehr und Routine Verkehr. Wesentliche Aufgaben sind in 
diesem Zusammenhang die Erstellung von Sitzungsvorträgen und die Vor- und Aufbereitung der Themen, 
Durchführung, Nachbereitung, Protokollführung und Berichterstattung in den jeweiligen Gremien. Es erge-
ben sich etwa 26 Sitzungen im Jahr, an denen der/die Radverkehrsbeauftragte teilnimmt und eigene Vorträge 
zur Tagesordnung beiträgt.
Es ist daher vorgesehen, die neu geschaffene Stelle möglichst rasch, nach Bestätigung durch die Vollsitzung, 
zu besetzten
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2. Image-Kampagne

Nachdem die Imagekampagne zur „Fahrradstadt Bamberg“ im vergangenen Jahr vom Stadtrat zunächst ab-
gesetzt wurde, wurden im November 2018 durch eine Arbeitsgruppe aus Verwaltung und Politik die Rah-
menbedingungen für einen erneuten Versuch zur Logo-Entwicklung festgelegt:

Ein Ideenwettbewerb, der auf die Kreativität der Stadtgesellschaft setzt, um ein möglichst hohes Maß an 
Identifikation, Begeisterung und Gemeinschaftsgefühl zu erzeugen. Dabei ist das Vorhaben streng genom-
men dreigeteilt: das Logo für die „Fahrradstadt Bamberg“ steht im Mittelpunkt, daneben eine Sammlung von 
Kernbotschaften und Statements zum Radverkehr sowie viele Fotos zur Visualisierung seiner Vorzüge als 
nachhaltiges Verkehrsmittel. Angesprochen sind alle interessierten Bürgerinnen und Bürger ebenso wie 
Agenturen der Marketing-Branche. 

Terminschiene:

18. April: Öffentlicher Aufruf für Allgemeinheit und Agenturen (Medieninformation, Internet, Rathaus-
Journal)

20. Mai: Abgabeschluss zur Einreichung von Wettbewerbsbeiträgen 

24. Mai: Preisgericht – u.a. mit Vertretern der Fraktionen/Ausschussgemeinschaften – trifft Vorauswahl 
(10 Logo-Entwürfe) 

27. Mai 
- 14. Juni: Öffentliches Voting (mit Medienpartner und Internet)

26. Juni: Präsentation des Ergebnisses des „Ideenwettbewerbs“ und Vorstellung des Wettbewerbssiegers 
in der Stadtratsvollsitzung

Prämierung:

Jeder der ausgewählten zehn Ideengeber erhält als Preisgeld der ersten Wettbewerbsstufe zunächst einmal 
100 Euro. Daran schließt sich ein Preisgeld von 1.500, 1.000 und 500 Euro für den 1., 2. Und 3. Platz an. Für 
die Prämierung von Vorschlägen zum Slogan sowie für den Foto-Wettbewerb stehen attraktive Sachpreise 
zur Verfügung.

Unter dem Motto "Sicher mit Abstand" soll auf den ausreichenden Seitenabstand beim Überholen von Rad-
fahrenden durch den Kfz-Verkehr hingewiesen werden. Die als „best practice“ prämierte Aktion aus Rostock 
setzt auf eine nicht-amtliche Beschilderung im Straßenraum an ausgewählten Standorten. Um den Schilder-
wald nicht weiter aufzuforsten, wird die „Nürnberger Aktion“ favorisiert, die mit Aufklebern an Bussen der 
VAG zum Mindestvorstand hinweist. Für Bamberg wird zur Beklebung der Heckscheibe der Stadtbusse 
folgende Abbildung verwendet:
 

Nachdem die Stadtwerke Bamberg Verkehrs- und Park GmbH (STVP) in der Vergangenheit bereits Plakatie-
rungen zum Thema "Einfädeln lassen" oder "Bus ersetzt x Pkws" durchgeführt hat, ist die geschilderte Er-
gänzung gemeinsam unter dem Slogan "Mehr gegenseitige Rücksichtnahme im Straßenverkehr" eine gute 
Ergänzung.
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3. Herstellung von zusätzlichen Fahrradbügeln / Fahrradparkplätzen

Im letzten Umweltsenat wurden 20 Standorte mit ca. 63 Radbügeln abgestimmt. Der Einbau dieses ersten 
Teils wurde an eine externe Baufirma vergeben, die die Standorte in diesen Wochen realisiert. Derzeit sind 
vier Standorte (Kirchplatz Wunderburg, Bleichanger 18, Kunigundendamm 52 und 56) mit 13 Radbügeln 
(26 Radabstellplätze) umgesetzt.

Ein zweiter Teil mit ca. 77 Radbügeln (154 Radabstellplätze) auf 18 Standorten ist ressortübergreifend und 
mit den jeweiligen Bürgervereinen abgestimmt, s. Tabelle. 

Somit befinden sich bereits 140 Radbügel (280 Radabstellplätze) für das Jahr 2019 in der konkreten Umset-
zung.

Bike+Ride-Offensive der Deutschen Bahn
Seit 28.03.2019 liegt das Ergebnis der Flächenprüfung der Deutschen Bahn vor (vgl. VO/2019/2178-61). Im 
Ergebnis schlägt die Bahn ausschließlich Standorte vor, welche gar nicht auf Bahngrundstücken liegen, son-
dern auf städtischen Straßengrundstücken bzw. sogar auf privaten Grundstücken Dritter! Die Idee der Bahn, 
die Fahrradstellplätze für ihre eigenen Fahrgäste von den Bahngrundstücken weg zu verlegen, womöglich 
um dort lukrative Vermietungsflächen zu vermehren, ist aus Sicht der Stadtverwaltung nicht zielführend. 
Weitere Gespräche sollen folgen.

4. Ausweisen von neuen Fahrradstraßen

In der Klosterstraße wurde der restliche Abschnitt bis zur Ludwigstraße in die Fahrradstraße mit einbezogen. 

Projekt Fahrradstraßen Bahnhof - Lagarde - Hauptsmoorwald

Mittel- bis langfristig ist auf der  Gesamtstrecke von der Brennerstraße (Bahnhof) über die Spiegelfelder zur 
Neuerbstraße / Heinrich-Weber-Platz und weiter über die Eckbertstraße zur Weißenburgstraße eine attraktive 
Fahrradachse bis zur Lagarde und langfristig eine Fortführung über den Kennedy Boulevard bis zum Haupts-
moorwald geplant. Damit würde eine neue und attraktive Ost-West-Verbindung im Bamberger Osten entste-
hen.
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Kurzfristig kann die Eckbertstraße als Teilstück dieser Fahrradachse bereits jetzt als Fahrradstraße ausgewie-
sen werden, Verkehrszeichenplan siehe Anlage 1. Der zuständige Bürgerverein Ost ist mit diesem Vorschlag 
einverstanden.

Es wird daher vorgeschlagen, die Eckbertstraße als Fahrradstraße auszuweisen.

5. Förderprogramm Lasten-Pedelecs

Ab dem 18. März 2019 können sich Gewerbebetriebe mit Sitz in der Stadt Bamberg wieder für das Pro-
gramm „Förderung von gewerblichen Lastenfahrräder-/pedelecs“ bewerben. Ziel der Förderung ist es, den 
Radverkehrsanteil im gewerblichen Lieferverkehr der Stadt zu erhöhen. 2019 stehen dafür insgesamt 
25.000 € als Fördermittel zur Verfügung. Die Stadt Bamberg übernimmt dabei jeweils 25 Prozent der Netto-
anschaffungskosten, bei Lastenpedelecs maximal 1.000 Euro und bei muskulär betriebenen Lastenfahrrädern 
maximal 500 Euro. 

Der Förderantrag, die Richtlinien und Informationen sind unter www.stadt.bamberg.de/lastenradfoerderung 
abrufbar.

6. Runder Tisch Lange Straße

Für den Straßenraum Lange Straße aber ebenso für die Friedrichstraße, den Schönleinsplatz und die Südliche 
Promenade existieren verkehrliche und städtebauliche Defizite, an deren Behebung seit einigen Jahren mit 
unterschiedlichen Ansätzen gearbeitet wird. Unter dem Oberbegriff „Tor zur südlichen Kernstadt“ soll die 
straßenräumliche Umgestaltung dieser Verkehrsachsen in ein Gesamtkonzept zur Sanierung des öffentlichen 
Raumes integriert werden, eingebettet in das Gesamtkonzept des Städtebaulichen Denkmalschutzes. Deshalb 
ist die satzungsgemäße Ausweisung eines Sanierungsgebietes  anzustreben. Ein erster Schritt ist mit der Sit-
zungsvorlage (VO/2018/2177-61) und dem Beschluss des Bau- und Werksenates vom 03.04.2019 zur 
Durchführung der Vorbereitenden Untersuchungen erfolgt. Der nächste Runde Tisch Lange Straße tagt am 
23.05.2019.

7. Verkehrsversuch Friedrichstraße

Für die Cityroute 8 im Abschnitt Friedrichstraße liegt eine beschlossene Planung für die Markierung eines 
Radfahrstreifens stadteinwärts wie auch stadtauswärts aus dem Jahr 2000 vor. Diese Umgestaltung sollte im 
Nachgang einer geplanten Kanalbaumaßnahme erfolgen.

Aktueller Stand ist, dass bis heute weder der Radfahrstreifen bzw. Schutzstreifen stadteinwärts noch stadt-
auswärts realisiert worden ist.

Kurzfristig könnte in der Friedrichstraße stadteinwärts die Situation für Radfahrer durch die Markierung 
eines Schutzstreifens verbessert werden. Die Auswirkungen dieser Planung können im Rahmen eines Ver-
kehrsversuchs evaluiert werden und die Ergebnisse in die ausstehende Gesamtplanung einfließen, s. hierzu 
auch Ziffer 6 dieser Vorlage.

Im Fahrradforum am 19.03.2019 (VO/2019/2335-61) wurde die Planung für den Verkehrsversuch „Schutz-
streifen Friedrichstraße“ detailliert vorgestellt. Ziel ist, ohne Umbau der Bordsteine, eine kurzfristige Rad-
verkehrsführung stadteinwärts zu realisieren.

Dabei ist vorgesehen, stadteinwärts einen Schutzstreifen mit 1,50 m Breite anzulegen. Dazu müssten im Be-
reich der Kreuzung Friedrichstraße/Herzog-Max-Straße/Luisenstraße die Abbiegespuren zugunsten von 
überbreiten Kfz-Fahrspuren aufgelassen werden. Der Schutzstreifen ist im Gegensatz zum Radfahrstreifen 
Teil der Fahrbahn und darf in Ausnahmefällen von Kfz befahren werden. 

Damit kann ein nahezu störungsfreies Abbiegen gewährleistet werden. Lediglich beim Abbiegen von sehr 
großen Fahrzeugen kann es kurzfristig zu Störungen kommen, da dann größere Fahrzeuge an diesen abbie-
genden Großfahrzeugen u.U. nicht vorbeifahren können. Diese Fälle sind jedoch äußerst selten und können 
deshalb vernachlässigt werden.
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Im Bereich des Abschnittes Schützenstraße bis Schönleinsplatz muss der Linksabbiegestreifen mit dem Ge-
radeausfahrstreifen zusammengelegt werden, um einen Schutzstreifen realisieren zu können. Dies hat zur 
Folge, dass sich Geradeausfahrer und Linksabbieger ggf. hintereinander aufstellen müssen. Im Kreuzungsbe-
reich selbst ist jedoch das Platzangebot so groß, dass die geradeaus fahrenden Kfz so wie heute an den abbie-
genden Kfz (die z.B. warten müssen, da sie den bevorrechtigten Fußgängern Vorrang geben müssen) vorbei-
fahren können.

Unter diesen Rahmenbedingungen ist ohne Umbau nur unter Zusammenlegen von Fahrspuren die Markie-
rung eines Schutzstreifens mit der Regelbreite von 1.50 m möglich.

Der Vorschlag wurde im Fahrradforum kontrovers diskutiert. Insbesondere war Kritikpunkt:
 Stadtauswärts: der Radweg hinsichtlich Breite und des sehr schmalen angrenzenden Gehwegs. 
 Stadteinwärts: der vorgeschlagene Schutzstreifen hinsichtlich Breite und der zulässigen Überfahrbarkeit.
Das Führungselement „Schutzstreifen“ wurde grundsätzlich in Frage gestellt. Es wurde deshalb der Wunsch 
geäußert, folgende Varianten zu prüfen:
1. Stadtauswärts: Wegfall der Parker und stattdessen ein Fahrradstreifen
2. Stadteinwärts: Fahrradstreifen mit 2,0 m Breite (Sonderfahrstreifen, abgegrenzt von der Fahrbahn durch 

Breitstrichmarkierung = Radfahrstreifen).
Als Ergebnis der Diskussion hat das Fahrradforum folgenden Beschluss empfohlen: 
„Der Umweltsenat beauftragt die Verwaltung, zu prüfen, mit welchem Aufwand es verbunden sein wird, im 
Bereich Friedrichstraße ab Wilhelmsplatz bis Schönleinsplatz in einem Modellversuch 1 : 1 – und unter Be-
rücksichtigung der in der Diskussion genannten Aspekte – eine Radverkehrsführung als Schutzstreifen bzw. 
Fahrradstreifen in Fahrtrichtung Schönleinsplatz zu testen und zu bewerten“. 
Die Verwaltung hat diese Prüfung in der Zwischenzeit bereits vorgenommen:

7.1 Prüfergebnis Fahrradstreifen stadtauswärts
Stadtauswärts sind ein schmaler Gehweg und ein schmaler Radweg vorhanden, der aufgrund der nicht aus-
reichenden Breite in der Folge nicht benutzungspflichtig ist. Im Zusammenhang mit der geplanten Kanalbau-
stelle 2001/02, im Rahmen der Wiederherstellung der Oberflächen, hätte es die Möglichkeit gegeben, den 
Missstand der Radverkehrsführung zu beseitigen. Die am 19.12.2000 beschlossene Planung sieht vor, den 
Parkstreifen (20 Stellplätze) aufzulassen und stattdessen einen Radfahrstreifen stadtauswärts zu markieren. 
Der derzeitige Radweg ist dem Gehweg zuzuschlagen. Der Bordstein muss im Bereich der Einmündungen 
angepasst werden. 
Die aktuelle Überlegung, kurzfristig durch Auflassen der Parkplätze einen Fahrradstreifen auf der Fahrbahn 
stadtauswärts zu markieren, hätte folgende Konsequenzen:
- Wegfall von 20 Parkplätzen (9 Kurzzeitstellplätze und 11 Stellplätze mit Mischnutzung)
- Wegfall von zwei Bäumen
- Umbau der Parkbucht, Anpassen der Bordsteinführung (Kosten?)
- parallele Führung von nicht benutzungspflichtigen Radweg und Schutzstreifen; Markierung eines Radfahr-

streifens (Breitstrich, benutzungspflichtig) aufgrund des noch baulich vorhandenen Radwegs (mit rot ein-
gefärbten Furten über Einmündungen) nicht möglich 

- auf Schutzstreifen darf legal bis zu 3 min gehalten werden (eingeschränktes Halteverbot)
- der Gehweg bleibt ohne Umbau zu schmal, Fußgänger werden weiterhin zum Ausweichen den Radweg 

mitbenutzen
Fazit: Eine klare Radverkehrsführung stadtauswärts, die zur Verbesserung und zur Erhöhung der Verkehrssi-
cherheit des Rad- wie auch Fußgängerverkehrs beiträgt, ist durch eine kurzfristige Sofortmaßnahme nicht 
möglich. Mittelfristig aber muss zwischen Wilhelmsplatz und Schönleinsplatz der Abwasserhauptkanal kom-
plett und in großem Querschnitt ausgetauscht und erneuert werden. Dies wird Anlass für die vollständige 
Neuherstellung der Straßenoberfläche sein. Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit können daher aktuell nur 
echte Sofortmaßnahmen empfohlen werden. Im Zuge der Voruntersuchungen „Tor zur südlichen Kernstadt“ 
sollen Planungen für die vollständige Neugestaltung der Friedrichstraße erarbeitet werden. Deren Umsetzung 
kann dann im Idealfall nach der Kanalbaumaßnahme mit hoher Unterstützung der StBauF umgesetzt werden. 

TOP 10



Vorlage VO/2019/2331-61 der Stadt Bamberg Seite: 6/13

7.2 Prüfergebnis Fahrradstreifen stadteinwärts
Die Fahrbahnbreite zwischen Bordstein und dem Parkstreifen stadtauswärts liegt bei ca. 9 m. Die Markie-
rung eines 1,50 m breiten Schutzstreifens ermöglicht jeweils in einer Fahrtrichtung eine überbreite Spur mit 
ca. 4,50 m, die das kombinierte Links-, Geradeaus/Rechtsabbiegen (Vorbeifahren Pkw/Pkw) ermöglicht, 
Gegenfahrbahn bei ca. 3,0 m. Die Markierung eines 2,0 m breiten Streifens würde diese kombinierte Links-, 
Geradeaus/Rechtsabbiegespur auf 4,0 m reduzieren, folglich ist bei einem Abbiegefall kein Vorbeifahren 
Pkw/Pkw mehr möglich. Dadurch wird die Leistungsfähigkeit in der Friedrichstraße für beide Fahrtrichtun-
gen stark eingeschränkt. Aus Sicht des Verkehrsbetriebs wird ein 2,0 m breiter Streifen (egal ob als Schutz- 
oder Radfahrstreifen markiert) stadteinwärts nur mitgetragen, wenn gleichzeitig das Linksabbiegen in die 
Herzog-Max-Straße, die Luisenstraße und die Schützenstraße verboten wird. Dies wird jedoch mehrheitlich 
abgelehnt. 
Ein 2 m breiter Radstreifen ist im Abschnitt Schützenstraße bis Schönleinsplatz nur möglich, wenn die Kfz-
Spuren unter Mindestmaß reduziert würden. Dies ist nicht möglich.
Im Vorentwurf ist bereits im Bereich der LSA Schönleinsplatz die Zusammenlegung der Fahrspuren (Links-
abbiegespur und Geradeausspur) im Zuge der Friedrichstraße geplant. In der Bestandssteuerung ist eine 2-
phasige Regelung mit zusätzlicher Bussonderphase (Bus-Vorlauf auf Anforderung) vorhanden, außerdem 
sind alle 4 Furten mit Zusatzeinrichtungen für Blinde und Sehbehinderte ausgerüstet (längere Grün- und 
Räumzeiten).
Da der Linksabbieger von der Friedrichstraße Richtung Hainstraße zweitstärkster Verkehrsstrom im Zuge 
der Friedrichstraße ist, bei Grünbeginn der parallele, bevorrechtigte starke Fuß-/Radverkehr über die Hain-
straße mitgeschaltet wird, kann es zu Spitzenverkehrszeiten durch Rückstau der Linksabbieger bis zur Blo-
ckierung des Geradeausverkehrs (und damit der im Verkehrsfluss „mitschwimmenden“ Busse kommen). Da 
für die LSA Schönleinsplatz zukünftig Busbeschleunigungsprogramme (ÖPNV-Beschleunigung) für alle 
Richtungen vorgesehen sind, wird dadurch u.U. auch zeitweise der Buseingriff blockiert. Eine Änderung der 
Schaltung (z.B. Grünpfeil für Linksabbieger bei Buseingriff) ist nur bei Einzelspuren, bzw. bei getrennten 
Fahrspuren möglich, jedoch nicht bei Kombispuren).
Durch die geforderte Anlage eines 2,0 m breiten, nicht überfahrbaren Radfahrstreifens würde sich die Situa-
tion für den Bus weiter verschlechtern.

7.3 Gesamtbewertung und finanzieller Aufwand:
Die im Fahrradforum vorgestellte Planung ist eine verwaltungsintern von allen Seiten mitgetragene Kompro-
misslösung, deren Auswirkungen für den Bus-, Rad- und Kfz-Verkehr in einem Verkehrsversuch festgestellt 
werden sollen. Aus Sicht der Verwaltung wird die Radverkehrsführung durch die Markierung eines 1,50 m 
breiten Schutzstreifens im Vergleich zur bestehenden Führung des Radverkehrs im Mischverkehr deutlich 
verbessert. Es werden die derzeit gültigen Empfehlungen für Radverkehrsanlagen (ERA 10) bezüglich Ein-
satzbereich und Breiten regelkonform eingehalten.
Eine Lösung mit 2 m breiten Radverkehrsanlagen in beiden Fahrtrichtungen sollte aus Sicht der Verwaltung 
angestrebt werden. Dabei ist die Lösung aus dem Jahr 2000 (Vollumbau nach Kanalbau und Wegfall aller 
Stellplätze) sicherlich nur mittelfristig umsetzbar.
Eine kurzfristiger umsetzbare Variante, ohne Umbau unter Beibehalt der Stellplätze mit 2 m breiten Radver-
kehrsanlagen in beiden Fahrtrichtungen, ließe sich dagegen nur in Verbindung mit einer Einbahnregelung 
realisieren. Dazu müssten die Friedrichstraße für den Kfz-Verkehr zur Einbahnstraße gemacht werden:
- Stadteinwärts: Dies hätte die Vorteile, dass stadtauswärts ohnehin das geringere Verkehrsaufkommen 

besteht und dass das Parkhaus Schützenstraße weiterhin auf kürzestem Weg angefahren werden kann.
- Stadtauswärts: Dies hätte den Vorteil, dass die Spuraufteilung am Schönleinsplatz besonders leicht fällt 

und den Nebeneffekt, dass das Kraftverkehrsaufkommen in der Langen Straße zurückgehen wird, was 
aufwertende Veränderungen in der Langen Straße erleichtern wird.

Jede Einbahnstraßenlösung hat aber natürlich auch Nachteile. Es müssen Buslinien verlegt werden und es 
wird zu Verkehrsverlagerungen im MIV kommen. Die Auswirkungen einer Einbahnstraßenlösung sollten 
genauer betrachtet werden. Deshalb wird vorgeschlagen, dass im Zuge der Vorbereitenden Untersuchungen 
für das Sanierungsgebiet „Tor zur südlichen Kernstadt“ diese Einbahnstraßenidee ergebnisoffen untersucht 
wird.
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Zugleich wird vorgeschlagen, auf jeden Fall im Jahr 2019 ein Zeichen für Verbesserungen zu setzen und den 
Verkehrsversuch in der von den Fachämtern vorgeschlagenen Form umzusetzen. (Anlage 2) 
Die Kosten für den Verkehrsversuch werden auf ca. 11.500 € [brutto] geschätzt.

7.4 Anträge von Herrn Stadtrat Pöhner „Fahrradschutzstreifen in der Friedrichstraße noch im Jahr 2019 
einzeichnen - Verkehrsversuch durchführen“ vom 09.03.2019 und „Ergänzungsantrag zu Lange Straße-
weiteres Vorgehen“ vom 21.04.2017

Der erstgenannte Antrag (Anlage 5) gliedert sich in vier Punkte:
1. Im Rahmen des Verkehrsversuchs soll ein durchgehender Schutzstreifen für Radfahrer stadteinwärts vom 

Wilhelmsplatz bis zum Schönleinsplatz markiert werden
2. In der Friedrichstraße zum Schönleinsplatz sind die Abbiegespuren zu verändern, zugunsten einer separa-

ten Linksabbiegespur Richtung Hainstraße  werden Geradeaus- und Rechtsabbiegespur zu einer Spur zu-
sammengefasst 
Diese Ziffer deckt sich inhaltlich mit dem Ergänzungsantrag vom 21.04.2017 (Anlage 4)

3. Start des Verkehrsversuchs im Jahr 2019
4. Evaluierung des Verkehrsversuchs nach einem Jahr
Stellungnahme zu den Punkten 1, 3 und  4:
Der Antrag zu diesen Punkten deckt sich mit der im Fahrradforum vorgestellten Planung. Der Verkehrsver-
such kann nach positivem Beschluss des Umweltsenates kurzfristig umgesetzt werden. Eine Evaluierung der 
Auswirkungen auf Bus-, Rad- und Kfz-Verkehr ist bei einem Verkehrsversuch immer vorgesehen. Die im 
Rahmen eines Verkehrsversuchs lediglich provisorische Führung ist zeitlich beschränkt. Ist der Verkehrsver-
such positiv, kann die Planung, mit den gewonnenen Erkenntnissen evtl. modifiziert, dauerhaft umgesetzt 
werden.
Stellungnahme zu Punkt 2 und zu Ergänzungsantrag:
Die hier beantragte Variante vor der LSA Schönleinsplatz wurde ressortübergreifend fachlich geprüft und 
mit folgendem Ergebnis diskutiert: Bei dieser Spuraufteilung würden aufgrund des sehr starken Radver-
kehrs- wie auch Fußgängerstroms rechtsabbiegende Kfz lange warten müssen und würden somit den Gerade-
ausverkehr blockieren. Der Bus als Rechtsabbieger (7 Fahrten/Stunde) und als Geradeausfahrer (4 Fahr-
ten/Stunde) wäre davon doppelt betroffen. Zwar werden auch die linksabbiegenden PKW aufgrund des star-
ken Fußgängerstroms warten müssen. Weil aber an dieser Kreuzung kein Kfz-Verkehr in Gegenrichtung 
stattfindet, steht für linksabbiegende Kfz die gesamte Kreuzung als Stauraum zur Verfügung. Daher wird 
von den Fachämtern die Kombination „kombinierte Geradeaus-/Linksabbiegespur und eigene Rechtsabbie-
gespur“ als Grundlage für den Verkehrsversuch favorisiert. 

7.5 Antrag GAL-Stadtratsfraktion „Mehr Platz für den Radverkehr in der Friedrichstraße - Neuplanung“ 
vom 01.04.2019 

Der Antrag (Anlage 6) gliedert sich in drei Punkte:
1a) Planung eines 2,0 m breiten Radfahrstreifens vom Wilhelmsplatz zum Schönleinsplatz stadteinwärts mit 

Reduzierung der Kfz-Kombispur auf 4,0 m Breite 
1b) Planung eines Radfahrstreifens stadtauswärts anstelle des Parkstreifens und Verbreiterung des Gehwe-

ges 
2. Kostenschätzung der Maßnahmen 1a) und 1b) mit Finanzierungsvorschlag
Stellungnahme zu Punkt 1a):
Der Antrag zu diesem Punkt deckt sich mit dem Prüfauftrag aus dem Fahrradforum, siehe Prüfergebnis 
Punkt 7.2. Eine Reduzierung der Fahrspur auf 4,0 m Breite schränkt die Leistungsfähigkeit in der Friedrich-
straße für beide Fahrtrichtungen stark ein. Ein Verbot des Linksabbiegens zum Aufrechterhalten der Leis-
tungsfähigkeit führt zu Umwegen und in einem Wohngebiet (Hain) zu erhöhtem Verkehrsaufkommen. Die 
Förderung des Umweltverbundes beinhaltet auch, gute Bedingungen für den ÖPNV zu schaffen. Die Quer-
schnittsaufteilung mit 4,50 m Kombi-Spur und 1,50 m breiter Schutzstreifen ist ein vom Verkehrsbetrieb und 
der Radverkehrsförderung mitgetragener Kompromiss.
Stellungnahme zu Punkt 1b):
Der Antrag zu diesem Punkt entspricht der beschlossenen Planung, Stand 19.12.2000, siehe auch Prüfergeb-
nis 7.1. Eine solche Radverkehrsführung stadtauswärts, die zur Verbesserung und zur Erhöhung der Ver-
kehrssicherheit des Rad- wie auch Fußgängerverkehrs beiträgt, ist durch eine kurzfristige Sofortmaßnahme 
nicht möglich.

TOP 10



Vorlage VO/2019/2331-61 der Stadt Bamberg Seite: 8/13

Stellungnahme zu Punkt 2:
Kosten werden von der Planung abhängen, die gemäß Stellungnahme zu Punkt 7.1 erst im Zuge der Vorun-
tersuchung zum Sanierungsgebiet „Tor zur südlichen Kernstadt“ erarbeitet wird.

8. Markusplatz – Kapuzinerstraße

Die Markierungsarbeiten zum Verkehrsversuch Markusplatz, den der Umweltsenat am 05.02.2019 beschlos-
sen hat (VO/2018/2178-61) sind nach den Pfingstferien geplant. 

Parallel zu den Vorbereitungen dazu wurde im Jahr 2018 vorsorglich ein Förderantrag Markusplatz/ Kapuzi-
nerstraße für den „Bundeswettbewerb Klimaschutz durch Radverkehr“ erarbeitet. Nachdem der Projektan-
trag einen hohen innovativen Anspruch voraussetzt, folgten Ergänzungen im Fahrradparken, um eine Mobili-
tätsstation sowie im Bereich Kommunikation, so dass am Ende mit Investitions- und Installationskosten in 
Summe von ca. 1.729.000 € zu rechnen war. Nach einer ersten positiven Bewertung durch den Fördergeber 
wurden weitere Informationen zum Programm nachgefragt. Im Sommer 2018 hat der Fördergeber das Signal 
zeitlicher Flexibilität bei Baubeginn und Bauende gegeben.

Nach Einreichen der Förderanträge am 15.10.2018 sah der Projektzeitplan der Stadt Bamberg vor, zunächst 
2019/2020 den Modellversuch zu beobachten, dann 2020/2021 die finale Planung zu erstellen und 
2021/2022 oder 2022/2023 zu bauen.
Demgegenüber stand zu Beginn 2019 überraschend die Forderung des Fördergebers, dass der Baubeginn 
spätestens 2020 zu erfolgen habe. Dies setzte die Stadt Bamberg vor folgende Probleme:
a) Aufgrund fehlender Kapazitäten bei den Planungsbüros ist es sehr problematisch kurzfristig ein geeigne-

tes Planungsbüro zu finden.
b) Die Bauausführung 2020 parallel zum Umleitungsverkehr ist wegen der Arbeiten am Regensburger Ring 

(zeitweise Umleitungssituation) sehr problematisch.
c) Die Erkenntnisse aus dem Modellversuch Markusplatz könnten nicht mehr in die Planungen einfließen. 
d) Durch den beschlossenen Modellversuch ist der Innovationscharakter reduziert, so dass möglicherweise 

die Förderfähigkeit nicht mehr gegeben ist. 
e) Die Initiative Radentscheid sieht das Vorhaben im Zweifelsfall nicht als Leuchtturmprojekt.
f) Der Zusatznutzen eines Vollumbaus für 1,7 Mio. € nach einem Modellversuch für 18.000 € erscheint 

fraglich.
Wie bereits am 05.02.2019 in der Sitzung des Umweltsenates mündlich angekündigt, hat die Stadt Bamberg 
inzwischen aus den dargestellten Gründen den Förderantrag zurückgezogen.

9. Sanierung bestehender Radverkehrsanlagen im Fahrradprogramm

Mit Wirkung vom 01.01.2019 werden nunmehr auch alle Sanierungsmaßnahmen an bestehenden Radver-
kehrsanlagen in der Haushaltsstelle des Fahrradprogramms abgebildet. Aktuell läuft die Sanierung des Rad-
weges (auch des Gehweges, aber dieses im allgemeinen Straßenunterhalt) entlang der Galgenfuhr von der 
Schleusenbrücke auf die Jahn-Halbinsel.

Abschnitt B - weitere aktuelle Informationen und Entwicklungen

10. Zusammenarbeit Stadt und Landkreis Bamberg

Im Landratsamt wurde inzwischen eine Stabsstelle „Mobilität und Verkehr“ geschaffen, um gerade auch die 
Belange des Radverkehrs vorantreiben zu können. Aus dem intermodalen Verkehrskonzeptes des Landkrei-
ses stehen u.a. folgende Aufgaben an: Verbesserungen für den Alltagsradverkehr, Lademöglichkeiten für 
Pedelecs (bereits über 100 Ladestationen), sichere Fahrradabstellanlagen (mit Mobilstationen), Verbesserung 
der Schülermobilität per Fahrrad und nicht zuletzt der intensive Austausch über die Kreisgrenzen hinweg,

Aktuell hat der Landkreis Bamberg eine „Grundlagenplanung Alltagsradverkehr“ in Auftrag gegeben. Ge-
genstand ist eine flächendeckende Bestandsanalyse bei den Gemeinden und die Identifikation nötiger 
Lückenschlüsse im Radverkehrsnetz. Auf dieser Grundlage soll eine Netzplanung bis Ende 2019 erfolgen 
und ab 2020 unter Inanspruchnahme von Fördermitteln mit der Umsetzung begonnen werden. Die Stadt 
Bamberg hat Kontakt zum beauftragten Büro aufgenommen und wird bei regionalen Radverbindungen mit-
eingebunden.
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11. Auswertung des Unfallgeschehens 2018

Im Freistaat Bayern sind landesweit 2018 die Unfallzahlen mit Fahrradbeteiligung gestiegen. Dies wird auf 
die Zunahme des Radverkehrs insgesamt und auf die wetterbedingt lange Radsaison zurückgeführt. Insge-
samt sind die Radunfallzahlen auch in Bamberg 2018 angestiegen.

In der Radunfallstatistik sind in 2018 folgende Kreuzungen / Einmündungen auffällig geworden:
Bei einer näheren Betrachtung des dreijährigen Unfallgeschehens (2016 - 2018) lässt sich grundlegend fest-
stellen, dass die Unfallörtlichkeiten quer über das Stadtgebiet verteilt sind. Lediglich an folgenden Örtlich-
keiten wurden vermehrt Verkehrsunfälle mit Radverkehrsbeteiligung in den letzten 3 Jahren registriert:
- Kronacher Straße/Am Börstig
- Berliner Ring/Zollnerstraße
- Berliner Ring/Starkenfeldstraße 
- Berliner Ring/Moosstraße
- Bamberger Straße/Buger Straße
- Pfisterstraße/Schwarzenbergstraße
Unfallhäufungspunkte werden über einen Zeitraum von drei Jahren beobachtet. Bis 2018 waren auch folgen-
de Örtlichkeiten auffällig, die durch umgesetzte verkehrliche Maßnahmen seitdem weitestgehend entschärft 
werden konnten: 
- Annastraße/Starkenfeldstraße (nach Ummarkierung im Jahr 2018 nur noch 1 Verkehrsunfall)
- Lichtenhaidestraße/Margaretendamm (seit Einrichtung der provisorischen Radverkehrsführung am   

5.7.2018 hat es dort keinen Radverkehrsunfall mehr gegeben). Diese Zahlen geben Anlass zu der Vermu-
tung, dass die ergriffenen Maßnahmen zu einer Reduzierung von Unfällen mit Beteiligung von Radfahren-
den führen.

11. Durchgeführte polizeiliche Kontrollen im Jahr 2018 im Radverkehrsbereich:

Durch die PI Bamberg-Stadt wurden im Jahr 2018 32 Verkehrskontrollen mit dem Schwerpunkt Radverkehr 
durchgeführt. Die Beanstandungen reichten hierbei von Missachtungen des Rotlichtes, über verbotswidriges
Befahren der Fußgängerzone, Handybenutzung und Befahren des Radweges in falscher Richtung. Vor allem 
in der dunklen Jahreszeit wurden hierbei gezielt die Beleuchtungseinrichtungen überprüft und entsprechend 
geahndet. Hierbei muss jedoch hervorgehoben werden, dass ein Großteil der Radfahrer mit den vorgeschrie-
benen lichttechnischen Einrichtungen am Straßenverkehr teilnahm.

12. Abbiegeassistent Lkw für mehr Verkehrssicherheit

Die Auswertung der amtlichen Unfallstatistik der Jahre 2013 mit 2017 für das Stadtgebiet Bamberg ver-
zeichnet 11 Unfälle zwischen abbiegendem LKW und Radfahrer bzw. Fußgänger, davon 2014 und 2015 
jeweils einer mit Todesfolge – übersehen von meist rechts abbiegenden Lastkraftwagen, da außerhalb des 
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Sichtfeldes des Fahrers. Selbst die vorgeschriebenen Spiegel für die indirekte Sicht – Weitwinkel-, Front- 
und Nahbereichsspiegel – decken die Gefahrenbereiche vor, genau hinter sowie rechts und links neben einem 
Großfahrzeug nur unbefriedigend ab. Um dieses Sicherheitsrisiko für Radfahrer und Fußgänger durch den 
„toten Winkel“ erheblich zu reduzieren, werden im EBB Großfahrzeuge mit einem neuen Abbiegeassistenz-
system nachgerüstet. 

Das vom EBB getestete und für die umfassende Nachrüstung vorgesehene Sicherheitspaket ist ein ausgereif-
tes wie preisgünstiges System. Bestehend aus Seitenmarkierungsleuchten auf gesamter Fahrzeuglänge, die 
beim Abbiegen blinken, ist es eine Kamera samt Monitor sowie Ultraschallsensoren, die akustische Signale 
auslösen und so Abbiegeunfälle künftig vermeiden helfen.

Das System wurde in eingebautem Zustand in Fahrzeugen zur Sitzung des Bau- und Werksenates am 
13.03.2019 auf dem Maxplatz allen interessierten Mitgliedern des Stadtrates und den Medien vorgestellt. 
Siehe VO/2019/2264-65. Die Vorführung traf auf sehr positive Resonanz.

Inzwischen hat der EBB die positiven Erfahrungen auch gegenüber den Stadtwerken kommuniziert.

Abbiegeassistenzsysteme stellen hier einen Sicherheitsgewinn dar, ersetzen aber nicht gegenseitige Rück-
sichtnahme im Straßenverkehr, vorausschauendes und defensives Fahren sowie Verständnis für die Schwie-
rigkeiten und Fehler der anderen Verkehrsteilnehmer.

13. ADFC-Landesversammlung in Bamberg 

Am 30.03.2019 hat die ADFC-Landesversammlung im UNESCO-Welterbe Bamberg stattgefunden. Dies 
stellt eine Auszeichnung und Bestätigung für die Fahrradstadt Bamberg dar. Zudem hat der ADFC damit an 
die erste deutsch-deutsche ADFC-Bundeshauptversammlung im Jahr 1990 in Bamberg angeknüpft. 

14. ADFC-Fahrradklimatest

Der Allgemeine Deutsche Fahrradclub (ADFC) führt seit 1988 den sogenannten „Fahrradklimatest“ durch. 
In den Anfangsjahren wurde er ausschließlich per Post und Fax abgewickelt. Beim Fahrradklimatest 2005 
beispielsweise mussten 26.000 Einsendungen ausgewertet werden. Dieser enorme, handwerkliche Aufwand 
bewirkte, dass in den Anfangsjahren der Fahrradklimatest nicht regelmäßig stattfand, sondern in sehr unre-
gelmäßigen Abständen. Seit 2012 wird der Fahrradklimatest über das Internet durchgeführt. Seitdem ist es 
möglich, ihn alle zwei Jahre durchzuführen. Die Zahl der teilnehmenden Menschen ist auf diese Weise in 
den sechsstelligen Bereich gestiegen. 

Zugleich hat sich in diesen letzten sechs Jahren ein deutlicher Trend gezeigt, dass die Anspruchs- und Erwar-
tungshaltungen der teilnehmenden Bürgerinnen und Bürger schneller wachsen, als die infrastrukturellen 
Möglichkeiten der Städte. So haben sich beispielsweise die Städte Münster, Kiel, Erlangen, Oldenburg, Pots-
dam, Bocholt, welche über alle Jahre hinweg auf den vordersten Plätzen zu finden sind, im Votum der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer sowohl von 2014 auf 2016 als auch von 2016 auf 2018 in ihren Benotungen 
verschlechtert, teilweise deutlich. Dies dürfte nicht wirklich daran liegen, dass die betroffenen Städte syste-
matisch eine Anti-Radverkehrs-Politik betrieben haben, sondern daran, dass diejenigen Menschen, die sich 
an dieser Umfrage beteiligen, ihre Erwartungshaltungen und Wünsche zum Ausdruck bringen wollen. 

TOP 10



Vorlage VO/2019/2331-61 der Stadt Bamberg Seite: 11/13

Dadurch hat sich der Fahrradklimatest wegbewegt von einem Instrument, welches den aktuellen subjektiven 
Zustand in den einzelnen Städten abbildet, hin zu einem Instrument, welches Wunschvorstellungen und Er-
wartungshaltungen abbildet. Somit hat die Aussagekraft der absoluten „Schulnoten“ stetig an Wertigkeit 
verloren. Praktisch alle Städte in Deutschland erzielen Schulnoten schlechter als 3,0. Selbst die Spitzenstadt 
Bocholt hat sich seit 2014 von 2,04 auf 2,39 verschlechtert. 

Aussagekräftig bleibt allerdings, die relative Entwicklung zwischen den Städten. Hier hat Bamberg von 2016 
auf 2018 immerhin einen Sprung von Platz 93 auf Platz 55 in der Liste aller deutschen Städte über 50.000 
Einwohner vollzogen. Dieser Sprung muss als großer Erfolg gesehen werden. Kaum eine andere Stadt hat 
sich – gegen den Trend - so stark oder stärker verbessert. 

Dennoch sollte dieser Sprung nicht überbewertet werden, denn es gibt in der Rangfolge doch einige sehr 
große Sprünge nach oben oder unten, welche vermutlich am ehesten durch das statistische Problem zu erklä-
ren sind, das möglicherweise bei zu vielen Städten zu geringe Teilnehmerzahlen in die Wertung aufgenom-
men worden sind. In Bamberg betrug die Teilnahme 414 Fragebögen auf 78.000 Einwohner. Dies relativiert 
insgesamt ohnehin sehr die Aussagekraft. 

Nichtsdestotrotz stellt der Fahrradklimatest mit Sicherheit einen großen Ansporn dar und in diesem Sinne ist 
er auch seinerzeit erfunden worden. Sicherlich werden alle Entscheidungsträger in Bamberg, denen der Rad-
verkehr am Herzen liegt, daraufhin arbeiten, dass die Stadt Bamberg beim nächsten Fahrradklimatest sich 
erneut verbessert. Dies wird durchaus einiger Anstrengungen bedürfen, weil auch andere Akteure in anderen 
Städten an Platzierungsverbesserungen arbeiten. (Anlage 3)

15. Antrag der GAL-Stadtratsfraktion „Sachstandsbericht zur Umsetzung der vom Stadtrat be-
schlossenen Radentscheid-Ziele 2018“ vom 28.01.2019 (Anlage 7).

Mit Beschluss des Stadtrates am 31.01.2018 (VO/2018/1459-R1) wurden die zugelassenen Zielvorgaben (2, 
3, 5, 6, 8, 9, 10) des Bürgerbegehrens „Radentscheid Bamberg“ übernommen. Unter Punkt 3 hat der Stadtrat 
zur Umsetzung dieser übergeordneten Ziele als konkrete Maßnahmen bereits im Haushaltsjahr 2018 das 
„Maßnahmen-Paket -2018“ beschlossen.
Sachstand Umsetzung Maßnahmen-Paket 2018
Zur Information des Stadtrates sind seitdem zum Stand der Umsetzung Sachstandsberichte zur „Fahrradstadt 
Bamberg“ für alle Umweltsenate vorgemerkt (VO/2018/1476-61, VO/2018/1616-61, VO/2018/1853-61, 
VO/2018/1955-61, VO/2018/2178-61). Zudem wurde im Fahrradforum am 08.11.2018 ein zusammenfassen-
de Kurzbericht über die Maßnahmen 2018 gegeben, s. Protokoll Fahrradforum VO/2018/2029-61). In diesen 
Sitzungsvorlagen wurde detailliert informiert, sodass hier nur stichpunktartig auf den jeweiligen Umset-
zungsstand eingegangen wird. Der Sachstand zum Maßnahmen-Paket 2018 ist jeweils entsprechend Be-
schluss vom 31.01.2018, Punkt 3 gegliedert:
a) Imagekampagne

 Einrichtung Homepage „Fahrradstadt Bamberg“, 
 4. Auflage Fahrrad-Stadtplan Bamberg, 
 Flyer Fahrradstraßen, 
 Stadtradeln, 
 Projekt „Kommunikationskonzept und Imagekampagne“ beschlussreif vorbereitet.

b) Herstellung von zusätzlichen Fahrradbügeln/Fahrradparkplätzen
17 Standorte mit 67 Radbügeln und Car Bike Port, somit gesamt 144 neue Radabstellplätze

c) Ausweisen von neuen Fahrradstraßen
 Fahrradquartier Mayersche Gärtnerei (2 Fahrradstraßen), 
 Bereich „Herrenstraße-Schranne-Geyerswörthplatz-Lugbank-Untere Karolinenstraße“ wird zu Fahr-

radstraßen (Umsetzung nach Beendigung Baustelle Sutte), 
 Fahrradquartier „Bamberg-Mitte“
 Auch die Fahrradstraßen Kleberstraße und Leinritt wurden nachträglich mit einheitlicher Markierung 

mit Fahrradstraßen-Logos auf den Fahrbahnen ausgestattet.
d) Errichtung einer Radzählanlage

Aufgrund der begrenzten personellen Ressourcen mussten Prioritäten gesetzt werden. Daher ruht dieses 
Vorhaben.
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e) Sicherheit an Kreuzungen
Maßnahmen umgesetzt an: 
 Einmündung Annastraße, 
 Margaretendamm/Lichtenhaidestraße, 
 Kastanien-/ Pödeldorfer Straße, 
 Berliner Ring/Kronacher Straße, 
 ARAS Zollner-/Pestalozzistraße, 
 Schutzstreifen Nürnberger Straße/Geisfelder Unterführung, 
 Memmelsdorfer-/ Ludwigstraße Verbreiterung Schutzstreifen, 
 Modellversuch „Grünpfeil für Radfahrende“
 Erneuerung Rotmarkierung an der Kreuzung Siechenstraße/Löwenstraße
 Erneuerung Rotmarkierung an der Kreuzung Memmelsdorfer-/Ludwigstraße

f) AGFK-Mitgliedschaft
Durchführung Aufnahmeprozess, seit September 2018 Mitglied in der AGFK Bayern

g) Umsetzung „Förderprogramm Lasten-Pedelecs“
Programm ausgeschöpft, insgesamt elf Lastenfahrräder gefördert (neun E- und zwei mechanische Lasten-
räder), Fortführung Förderprogramm

h) Runder Tisch Lange Straße
Mehrere Sitzungen haben stattgefunden. Erster Schritt zur Neuordnung der Verkehrsbeziehungen wurde 
beschlossen, Ausweisung als Halteverbotszone seit 01.12.2018. Gesamtkonzept zum öffentlichen Stra-
ßenraum über ein auszuweisendes Sanierungsgebiet wird angestrebt. 

i) Leuchtturmprojekt Peuntstraße-Wilhelmsplatz-Schönleinsplatz
Teilstück Planung Knoten Nürnberger-/Peuntstraße liegt ausführungsreif vor, Teilstück, Planung Schutz-
streifen Friedrichstraße stadteinwärts beschlussreif koordiniert

Sachstand Haushaltsstelle: 
Für die Umsetzung der Radentscheid-Ziele standen für das Haushaltsjahr 2018 Finanzmittel in Höhe von 
160.000 € bereit. Davon wurden rund 80.000 € ausgegeben.

II. Beschlussvorschlag:

1. Der Umwelt- und Verkehrssenat nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis.

2. Der Umwelt- und Verkehrssenat beschließt die Einführung einer Fahrradstraße in der Eckbertstraße und 
beauftragt die Verwaltung mit der Umsetzung.

3. Der Umwelt- und Verkehrssenat beschließt den Verkehrsversuch Friedrichstraße mit der Markierung 
eines 1,50 m breiten Schutzstreifens und beauftragt die Verwaltung mit der Umsetzung.

4. Der Umweltsenat beauftragt die Verwaltung, im Zuge der Vorbereitenden Untersuchungen für das Sanie-
rungsgebiet „Tor zur südlichen Kernstadt“ Einbahnstraßenlösungen für die Friedrichstraße mit 2 m brei-
ten Radverkehrsanlagen in beiden Fahrtrichtungen untersuchen zu lassen.

5. Die Anträge der GAL-Stadtratsfraktion vom 28.01.2019 und 01.04.2019 und von Herrn Stadtrat Pöhner 
vom 21.04.2017 und vom 14.03.2019 sind hiermit geschäftsordnungsgemäß behandelt.
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III. Finanzielle Auswirkungen:

Der unter II. empfohlene Beschlussantrag verursacht 

1. keine Kosten 
X 2. Kosten in Höhe von  für die Deckung im laufenden Haushaltsjahr bzw. im geltenden Fi-

nanzplan  gegeben ist 
3. Kosten in Höhe von  für die keine Deckung im Haushalt gegeben ist. Im Rahmen der vom 

Antrag stellenden Amt/Referat zu bewirtschaftenden Mittel wird folgender Deckungsvor-
schlag gemacht: 

4. Kosten in künftigen Haushaltsjahren:  Personalkosten:  Sachkosten: 

Falls Alternative 3. und/oder 4. vorliegt:

In das Finanzreferat zur Stellungnahme.

Stellungnahme des Finanzreferates:

Anlage/n:
1. Fahrradstraße Eckbertstraße
2. Planung Verkehrsversuch Friedrichstraße, Stand 11.04.2019
3. Ergebnis ADFC Fahrradklima-Test 2018 für Bamberg
4. Antrag von Herrn Stadtrat Pöhner vom 21.04.2017
5. Antrag von Herrn Stadtrat Pöhner vom 14.03.2019
6. Antrag der GAL-Stadtratsfraktion vom 01.04.2019
7. Antrag der GAL-Stadtratsfraktion vom 28.01.2019

Verteiler:
Amt 31
EBB
Amt 38
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Sitzungsvorlage

Federführend:
65 Entsorgungs- und Baubetrieb

Beteiligt:
61 Stadtplanungsamt
Stadtwerke

Vorlage- Nr:

Status:

Aktenzeichen:
Datum:
Referent:

VO/2019/2341-65

öffentlich

10.04.2019
Beese Thomas

Ausbau der Bushaltestelle Waizendorfer Straße zur Mobilitätsstation
Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

07.05.2019 Umweltsenat Kenntnisnahme

I. Sitzungsvortrag:

Vorgang 

Diese Vorlage befasst sich mit den Möglichkeiten und Grenzen für den Ausbau der Bushaltestelle 
Waizendorfer Straße zu einer Mobilitätsstation.

Eine Mobilitätsstation verknüpft verschiedene Mobilitätsformen. Im Idealfall ist sie mit einem persön-
lichen Beratungsangebot verknüpft, um den Menschen zu helfen, optimale Wegeketten aufzubauen. 
Hierzu liegt ein Antrag der Stadtratsmitglieder Grader, Lauer und Rudel vom 06.02.2019 vor.

Möglichkeiten am Standort Waizendorfer Straße

An der Waizendorfer Straße ist bereits eine Abstellanlage für den MIV (PKW), eine E-Ladesäule so-
wie eine Bushaltestelle vorhanden. Diese Einrichtungen könnten aus Sicht der Verwaltung sinnvoll er-
gänzt werden.

Konkret wurde für den Standort Bushaltestelle Waizendorfer Straße vom Stadtplanungsamt, dem Ver-
kehrsbetrieb der Stadtwerke und dem Entsorgungs- und Baubetrieb untersucht, inwieweit Fahrradab-
stellplätze (idealerweise überdacht), eine Ladestation für Akkus von E-Bikes und ein Standort für sta-
tionäres Car-Sharing im unmittelbaren Umfeld der Bushaltestelle umgesetzt werden können. 

Car-Sharing Standort

Zunächst beteiligte das Stadtplanungsamt „meiaudo CarSharing – Ökobil e.V.“ verbunden mit der Bit-
te um Rückmeldung ob der Standort mit einem Fahrzeug besetzt werden würde. „meiaudo 
CarSharing – Ökobil e.V.“ wies darauf hin, dass die Lage grundsätzlich als günstig angesehen werde, 
aber erst vor kurzem eine Station im Stadtviertel Südwest (Babenberger Ring gegenüber Bushaltestel-
le Hezilostraße)  eröffnet wurde. Man müsse erst die Auslastung dieses Standortes beobachten.
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Fahrradbügel

Die Verwaltung schlägt in Bezug auf die Fahrradbügel vor, diese an der Rückseite der Buswartehalle 
anzuordnen. Die Grünfläche müsste dort z. B. mit Betonpflaster befestigt werden und es könnten bis 
zu fünf Bügel (entspricht bis 10 Abstellmöglichkeiten) geschaffen werden. Ergänzt würde die Abstell-
möglichkeit mit einer Fahrradüberdachung aus Stahl mit dreiseitig geschlossenen Wandflächen. Die 
optische Gestaltung der Überdachung würde gestalterisch in Anlehnung an die Buswartehalle ausge-
staltet. 

Ergänzend wurde versucht, einen Ladeschrank für E-Bike-Akkus im unmittelbaren Umfeld anzuord-
nen. Hierfür müsste ggf. ein Altkleidercontainer versetzt werden. Der Ladeschrank soll vier Ladefä-
cher aufweisen.

Der neue Mobilitätsstandort soll durch eine Beschilderung/Stele hervorgehoben werden.

Kosten zur Realisierung 

 Pflasterarbeiten und Radbügel ca. 5.000€
 Überdachung (6,30m x 3,30m) ca. 9.100€
 E-Bike-Ladestellenschrank ca. 7.000€
 Fundamentierungsarbeiten ca. 2.000€
 Stromanschluss durch die Stadtwerke ca. 5.000€
 Beschilderung/Stele ca. 500€

In der Summe ist mit Errichtungskosten in Höhe von 28.600€ zu rechnen. Für konkrete Aussagen zu den 
laufenden Kosten, z. B. durch Stromverbrauch, Zählergebühr, Vandalismus, fehlen aktuell belastbare Er-
kenntnisse.

Fazit

Aus Sicht der Verwaltung ist die Errichtung von Mobilitätsstationen hier grundsätzlich zukunftsweisend 
und sollte weiter verfolgt werden. Ob der durchaus hohen Kosten stellt sich die Frage, ob der Standort 
Waizendorfer Straße derart nachhaltig ist, um als erster Standort realisiert zu werden.
Die Herausarbeitung und Priorisierung von Standorten für Mobilitätsstationen ist integraler Bestandteil 
der Maßnahmenfindung im Prozess des Verkehrsentwicklungsplanes und dort zu verarbeiten. Für ein 
bestmögliches Kosten-Nutzen-Verhältnis schlägt die Verwaltung vor, in einer ersten Stufe 2019 die Rad-
bügel, die Pflasterung und die Überdachung zu realisieren. Weitere Schritte benennt dann der Verkehrs-
entwicklungsplan. 

II. Beschlussvorschlag:

1. Der Umwelt- und Verkehrssenat nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis.

2. Der Umwelt- und Verkehrssenat beauftragt die Verwaltung mit Mitteln aus dem Fahrradprogramm 
die Radbügel sowie Pflasterung und Überdachung umzusetzen. 

3. Der Antrag 2019-26 der Stadtratsmitglieder Grader, Lauer und Rudel vom 06.02.2019 ist hiermit 
geschäftsordnungsgemäß behandelt
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III. Finanzielle Auswirkungen:

Der unter II. empfohlene Beschlussantrag verursacht 

1. keine Kosten 
x 2. Kosten in Höhe von  für die Deckung im laufenden Haushaltsjahr bzw. im geltenden Fi-

nanzplan  gegeben ist 
3. Kosten in Höhe von  für die keine Deckung im Haushalt gegeben ist. Im Rahmen der vom 

Antrag stellenden Amt/Referat zu bewirtschaftenden Mittel wird folgender Deckungsvor-
schlag gemacht: 

4. Kosten in künftigen Haushaltsjahren:  Personalkosten:  Sachkosten: 

Falls Alternative 3. und/oder 4. vorliegt:

In das Finanzreferat zur Stellungnahme.

Stellungnahme des Finanzreferates:

Anlage/n:

Antrag 2019-26 der Stadtratsmitglieder Grader, Lauer und Rudel vom 06.02.2019

Verteiler:

EBB Straßen- und Brückenbau
Stadtwerke Bamberg STVP
Stadtplanungsamt
6R
Amt 31
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